
Was haben sie� uns im 
Wahlkampf nicht alles 
versprochen: Die Pensi-
onen zu sichern, Jobs zu 
schaffen und die Löhne zu 
erhöhen. Doch nun wer-
den sie das „leider“ nicht 
können, wegen dem Koa-
litionspartner, der Wett-
bewerbsfähigkeit, der 

wirtschaftlichen La-
ge. Dafür wird's „Refor-
men“ geben, bei denen wir 
draufzahlen.

Denn die neue Regie-
rung steht unter Druck: 
Sie muss in Krisenzeiten 
die Wirtschaft wettbe-

werbsfähig machen. Die 
Krise ist alles andere als 
vorbei, Kündigungen bei 
MAN, Stellenabbau bei 
Siemens usw. Die Wirt-
schaft will weniger Steu-
ern und niedrigere Lohn-
kosten zahlen und über 
unsere Arbeitskraft noch 
flexibler verfügen können. 

Und die Regierung� denkt 
auch taktisch: die großen 
Sauereien rasch durch-
ziehen, denn ab Frühjahr 
2014 kommen schon die 
nächsten Wahlen (Salz-
burg, EU-Wahl).

Wie genau die Kürzun-
gen aussehen werden, ist 
noch offen. Aber dass sie 
kommen werden ist sicher. 
Der Öffentliche Dienst, 
Sozialversicherungen etc. 
und alles, wo es noch ei-
nen gewissen Einfluss 
der Gewerkschaft gibt, 
steht auf der Abschusslis-

te. Schon bei den Debat-
ten um das neue LehrerIn-
nendienstrecht (das u.a. 
eine Arbeitszeitverlänge-
rung auf Kosten der Schü-
lerInnen und All-In-Ver-
träge bedeutet) haben ÖVP 
& SPÖ gezeigt, dass ihnen 

auch die Gewerkschaften 
egal sind. FPÖ, Stronach 
und Neos wollen diese so-
wieso schwächen, und die 
Grünen haben kaum Be-
zug zu ihnen.

Die Spitzengewerkschafter-
�Innen haben schon viel zu 
lange den etablierten Par-
teien die Stange gehalten 
und bei Wahlen die Stim-
men für sie herangekarrt. 
Absurd eigentlich, denn 
die Politik der Parlament-
sparteien ist gegen die Ge-
werkschaften und die In-
teressen ihrer Mitglieder 
gerichtet. Alle Parteien im 
Parlament stehen fest auf 
dem Boden des Kapitalis-
mus. ArbeitnehmerInnen, 
Jugendliche, Arbeitslo-
se – wir alle, die wir nicht 
reich sind – wir haben 
keine Bündnispartner in 

Parlament und Regierung. 
Wir müssen uns für un-
ser Leben, unsere Zukunft 
auf die eigenen Füße stel-
len und uns gemeinsam 
mit anderen Opfern die-
ses Systems und dieser 
Regierung(en) wehren.

Sonja Grusch, 
   SLP-Spitzenkandidatin

Die SLP fordert: 
FF Nein zu allen 
Kürzungen bei 
Löhnen & Sozialem
FF Holen wir uns das 
Geld bei den Reichen
FF Gewerkschaften 
müssen Proteste 
gegen die kommenden 
Angriffe organisieren 
FF Kundgebungen, 
Demonstrationen und 
auch Streiks gegen 
Sozialraub vorbereiten
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Regierung & Wirtschaft: Die Angriffe auf Löhne 
& Sozialleistungen gehen in die nächste Runde!

Arbeitsplätze schaffen: Wie?
Die Leier� von „Geht’s der Wirtschaft gut, geht’s 
uns allen gut“ glaubt niemand mehr. Burnout 
auf der einen, Arbeitslosigkeit auf der anderen 
Seite. Ist das ein Naturgesetz oder gibt es ei-
nen sinnvollen Ausweg? Wie sowohl massive 
Ausbeutung als auch Arbeitslosigkeit beseitigt 
werden können: mit Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn.	 Seite 2

Sozialistischer Ausweg nötig
Der Konflikt in Syrien� droht die gesamte Region im 
Nahen Osten zu destabilisieren. Aber weder im-
perialistische Einmischungsversuche noch eine 

„politische Lösung“ von oben werden das Prob-
lem der sektiererischen Gewalt lösen. Nötig ist 
eine geeinte ArbeiterInnenbewegung, die den 
Kapitalismus in der Region stürzen und Armut 
und Krieg beenden kann.	 Seite 12

Schwerpunkt
Soziale Arbeit � 200.000 ar-
beiten im Sozial- und Ge-
sundheitswesen. JedeR ist 
irgendwann darauf ange-
wiesen. Doch Arbeits-
bedingungen und Löhne 
sind schlecht und ständig 
wird gekürzt. Seiten 7-10
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Jetzt kommen Kürzungen!
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von Sonja Grusch� Ohrfeige für 
SPÖVP, Stärkung des rech-
ten Lagers, schwächelnde Grü-
ne und Neos als Sieger. So etwa 
sieht die Kurzform der gängi-
gen Wahlanalyse aus. Die Erklä-
rungen reichen von „wir konn-
ten unsere Erfolge nicht gut ver-

mitteln“, über „der/die KandidatIn war besonders gut/
schlecht“ bis zu „das Wahlvolk ist dumm“. Alles we-
nig hilfreich und Lichtjahre entfernt von der Wahrheit.
Eindeutige Ergebnisse der Wahlen sind: 1) Die vier 
Hauptparteien nähern sich immer mehr an und inter-
essieren immer weniger. 2) Etwas Neues wird dringend 
gewünscht. Wie das aussehen soll, ist dann schon we-
niger eindeutig. Die Neos sind wie schon das LiF wirt-

schaftsliberal und lehnen Gewerkschaften und Sozial-
staat ab. So die Fakten. Die Wahrnehmung ist anders: 
modern, liberal bei gesellschaftspolitischen Themen 
und für die Schwachen in der Gesellschaft. Ähnlich 
falsch wie die Piraten werden die Neos als „fortschritt-
lich“ gesehen. Die Wenigsten haben sie wohl wegen 
ihrer brutalen Sparvorhaben, ihrer Milliardärsspender 
oder ihrer monarchistischen Regional-KandidatInnen 
gewählt.
Die Stimmen für die verschiedenen linken Listen (KPÖ, 
SLP und auch Wandel) drücken v.a. den Wunsch nach 
einer sozialen Alternative aus. Piraten und Neos ste-
hen ebenfalls für Neues, Anderes. In – sehr verquerer 
aber doch – Form spiegeln auch viele der Stimmen für 
FPÖ und Stronach diesen Wunsch wider. Den Wunsch, 
dass sich die Politik endlich nicht mehr an den Inter-
essen der Wirtschaft, sondern der Menschen orientiert. 
Dass es rechten PopulistInnen und Pseudo-Rebellen 
immer wieder gelingen kann, diesen Wunsch für ihre 
Stimmen und Zwecke zu missbrauchen, ändert nichts 
am Wunsch an sich. Die Enttäuschungen werden rasch 
kommen und neue Projekte bringen.
Doch solange dies keine klar linken, kämpferischen 
und den Kapitalismus in Frage stellenden Projekte sind, 
wird die Rechte sich weiter profilieren können.

Arbeitszeitverkürzung auf 
30 Wochenstunden darf 
keine Teilzeitbeschäfti-
gung sein, sondern muss 
bei vollem Lohn stattfin-
den. Die letzte Arbeits-
zeitverkürzung gab es in 
Österreich vor 43 Jahren. 
Die Vermögen und Gewin-
ne sind seither weit stär-
ker gestiegen als die Re-
allöhne. Das Geld für ei-
ne Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn ist da. Ei-
ne kleine superreiche Eli-
te, nämlich 1  % der pri-
vaten Haushalte, sitzt auf 

einem Vermögen von sa-
genhaften 469 Milliarden. 
Unternehmen sitzen auf 
einem riesigen Berg von 
nicht investiertem Kapi-
tal. Mit der Enteignung 
der Superreichen und ei-
ner Steuer von 50  % auf 
nicht investiertes Kapital 
kann sinnvolle, notwen-
dige, gut bezahlte, gesun-
de und selbstbestimmte 
Arbeit für alle ermöglicht 
werden, die den Bedürf-
nissen der Menschen, ins-
besondere auch der Arbei-
tenden entspricht.

Vor 43 Jahren  
das letzte Mal

Arbeitszeitverkürzung 
schafft echte Sicherheit!

Die etwas andere 
Wahlanalyse – 
Zwischen den Zeilen lesen
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Die Reduzierung der Ar-
beitszeit auf 30 Stunden 
wöchentlich bei vollem 
Lohn und Personalaus-
gleich schafft umgehend 
ca. eine halbe Million Jobs. 
Noch viel mehr kommen 
mit Schaffung der einzi-
gen Form von Sicherheit 
durch massive öffentliche 
Investition in soziale Si-
cherheit hinzu. Nicht law-
and-order-Politik schafft 
Sicherheit, sondern Woh-
nungen, ausreichend So-
zialleistungen, gute Bil-
dung und Gesundheit für 

alle. Dazu brauchen wir 
nicht mehr Polizei, son-
dern gutbezahlte Profis, 
die nicht überlastet sind 
und ihre Arbeit wirklich 
frei wählen können – in 
Gesundheitswesen, sozi-
aler Arbeit, Bildung. Zu-
sammen mit Mindest-
lohn, Mindestarbeitslo-
sengeld und Mindestpen-
sion von 1.700 brutto wird 
nicht nur Arbeit, sondern 
auch Einkommen umver-
teilt und es wird die Arbeit 
gemacht, die wirklich ge-
braucht wird.

Österreich hat die höchs-
te Arbeitslosigkeit seit 
1945; besonders Jugendli-
che sind betroffen. Auf je-
de offene Stelle kommen 

mehr als 10 Jobsuchende. 
Doch die Verantwortung 
wird den Arbeitslosen zu-
geschanzt. Sie müssten sich 
besser bilden, mehr bemü-
hen etc., Arbeitslose wer-
den in Zwangsmaßnahmen 
gesteckt und zu Gratisar-
beit gezwungen. Scheinlö-
sungen der SPÖ („Ausbil-
dungsgarantie“ etc.) helfen 
nicht. Andere VertreterIn-
nen des Kapitalismus wie 
ÖVP & Co nutzen die Ar-
beitslosigkeit, um die Aus-
beutung und den Druck auf 

ArbeitnehmerInnen noch 
weiter zu erhöhen (Forde-
rung nach 12-Stunden-Ar-
beitstag). Menschen mit Job 
sind oft überbelastet, mies 

bezahlt und prekär be-
schäftigt, die Folgen sind 
psychische und physische 
Erkrankungen. Gleichzei-
tig sind viele ohne Job. Ei-
ne absurde Situation, die 
keine Logik hat – außer 
Profitinteressen. Deshalb 
ist sie auch durch logische 
Vernunft einfach zu lösen: 
durch Verteilung auf al-
le. Es gibt genug Arbeit für 
alle und gleichzeitig müss-
ten wir alle weniger arbei-
ten. Eine Verkürzung der 
wöchentlichen Arbeitszeit 

auf 30 Stunden ist ein erster 
Schritt. Die Arbeitszeitver-
kürzung muss einhergehen 
mit vollem Personalaus-
gleich, es müssen entspre-

chend mehr Menschen be-
schäftigt werden. Auch im 
Gesundheitswesen, in der 
Pflege, in sozialer Arbeit, 
im Bildungswesen werden 
viel mehr gutbezahlte und 
gut ausgebildete Menschen 
benötigt. In diesen Berei-
chen müssen alle Privati-
sierungen zurückgenom-
men werden, die öffentli-
che Hand darf nicht Stellen 
abbauen, sondern muss viel 
mehr Menschen in diesen 
Bereichen beschäftigen. 	
		  Helga Schröder

Arbeit: Weniger ist mehr

Arbeitszeitverkürzung ist überfällig. Schluss mit 
Ausbeutung und Arbeitslosigkeit für Profite.
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Das Ergebnis� der Natio-
nalratswahl überrascht 
kaum. Die Wohlfühlrhe-
torik zog angesichts des 
Sozialabbaus von SPÖ 
und ÖVP nicht mehr. Kein 
Wunder, dass die von den 
bürgerlichen Medien so 
gepriesene rot-schwarze 

„Reformpartnerschaft“ in 
der Steiermark am här-
testen abgestraft wur-
de – denn dort wurden 
die brutalsten Kürzungen 
durchgeprügelt. Ebendort 
ist auch die FPÖ stärks-
te Partei; sie profitier-
te von der Wut über den 
Kahlschlag und der Arro-
ganz der Landesregierung 
bei der Frage der Gemein-
dezusammenlegungen. 
Auch bundesweit zeig-
te sich dieses Phänomen: 
Die FPÖ räumte ab, weil 

sie soziale Themen in den 
Vordergrund stellte. Doch 
die FPÖ ist nur scheinso-
zial: Erst kürzlich sprach 
sich Strache klar gegen 
Vermögens- und Erb-
schaftssteuern aus. Doch 
mangels einer starken, 
linken Alternative reichte 

die Rhetorik, um die Wut 
vieler Menschen zu kana-
lisieren.

Die SLP führte� einen kämp-
ferischen Wahlkampf. 
Wir waren aktiver Teil der 
Flüchtlingsbewegung, des 
Widerstands unter Lehre-
rInnen, des Kampfs gegen 
Kündigungen bei MAN-
Liesing und vieles mehr. 
Mit etwa 1000 Stimmen 
ist das Ergebnis nicht be-
rauschend, aber auch 
nicht schlecht. Dass auch 

KPÖ und Wandel leicht 
zulegten, zeigt, dass der 
Wunsch nach Neuem auch 

von links beantwortet 
werden kann.

Die Notwendigkeit� einer 
neuen Partei für Arbeite-
rInnen, Arbeitslose und 
Jugendliche wird immer 
drängender. Es ist unum-
gänglich, in den Kämpfen 
gegen kommende Kür-
zungsprogramme auf die 
Schaffung solch einer 
neuen ArbeiterInnenpar-
tei hinzuarbeiten. Loka-
le Initiativen können sich 
vernetzen, als Anti-Kür-

zungslisten zu Regional-
wahlen antreten, Akti-
onskonferenzen einberu-

fen usw. Eine solche neue 
Partei hätte das Poten-
tial, die FPÖ zu enttar-
nen – und gleichzeitig ef-
fektiv gegen Rassismus zu 
kämpfen, z.B. indem sie 
MigrantInnen und Flücht-
linge in soziale Bewegun-
gen einbindet. Für diese 
Wahlen wäre wenigstens 
ein breiteres linkes Bünd-
nis notwendig gewesen – 
die SLP war bereit und ist 
es auch in Zukunft.

Sebastian Kugler

Totgesagte leben länger: 
�Eigentlich galt Susan-
ne Winter, FPÖ Nati-
onalratsabgeordnete 
und vorbestraft wegen 
Verhetzung, als abser-
viert. Platz 17 auf der 
Bundesliste und Platz 5 
auf der steirischen Lan-
desliste galten als nicht 
aussichtsreich. Die 
schlechte Platzierung 
hing wohl mit Flü-
gelkämpfen nach der 
Wahlschlappe in Nie-
derösterreich zusam-
men, für die der rech-
te Rand der FPÖ ver-
antwortlich gemacht 
wurde. Durch das star-
ke Ergebnis der FPÖ in 
der grünen Mark ist sie 
jetzt aber doch wie-
der mit dabei. Auch die 
gescheiterte NÖ-Lan-
desvorsitzende Barba-
ra Rosenkranz selbst ist 
wieder im Nationalrat. 
Gleich auf Listenplatz 1 
in NÖ noch ein rechts-
extremer Rosenkranz: 
Walter (nicht zu ver-
wechseln mit dem Ho-
locaustleugner Horst) 
ist Mitglied der schla-
genden, deutschna-
tionalen Burschen-
schaft „Libertas“. Noch 
ein Burschi, diesmal 
von der „Teutonia“ ist 
Werner Neubauer. Der 
Gründer der rechtsex-
tremen Gruppe „SOS 
Abendland“ schreibt 
unter Anderem auch 
regelmäßig für die 
„Aula“ und kommt 
über Platz 11 der Bun-
desliste knapp rein.

Der etwas weichge-
spülte „Nächstenliebe“ 
Wahlkampf und das 
Ausscheiden des jetzt 
bald ehemaligen 3. Na-
tionalratspräsidenten, 
„Unzensuriert“-Her-
ausgeber und „Olym-
pia“ Burschenschaf-
ters Martin Graf darf 
also nicht täuschen: 
Der rechte Rand in der 
FPÖ erfreut sich bes-
ter Positionen. Mit der 
FPÖ geht also auch der 
rechtsextreme Flügel 
gestärkt aus der Wahl 
hervor. Das heißt für 
uns: Nicht locker las-
sen und diesen Sumpf 
aus Korruption, Sozi-
alabbau, Rassismus und 
Faschismus trocken le-
gen!

Der rechte Rand

Der Kampf� für Arbeits-
zeitverkürzung stand seit 
jeher in der ArbeiterIn-
nenbewegung ganz oben. 
Zum 1. Mal wurde 1840 
in Wellington (Neusee-
land) erfolgreich für den 
8-Stunden-Tag gestreikt. 
1856 wurde der 8 Stun-
den-Tag in Melbourne 
(Australien) bei vollem 
Lohn eingeführt. Vor-
an ging eine Demonstra-
tion der Steinmetze und 
Gebäudearbeiter am 21.4. 
zum Parlament. 1889 
proklamierte die neu ge-

gründete Sozialistische 
Arbeiter-Internationale 
den 1. Mai zum Kampf-
tag für den 8-Stunden-
Tag. In Österreich wurde 
1889 im Bergbau Seegra-
ben zum ersten Mal der 
8-Stunden-Tag verein-
bart. In der revolutionä-
ren Situation nach dem 
1.Weltkrieg wurde er von 
der ArbeiterInnenbe-
wegung für ganz Öster-
reich errungen und bei 
einer 48-Stunden Woche 
1919/1920 gesetzlich ver-
ankert.

1933� wurde nach der Aus-
schaltung des Parlaments 
im austrofaschistischen 
Ständestaat die Verlänge-
rung der Arbeitszeit in der 
Dienstleistungsbranche 
eingeführt, dem folgt der 
9 Stunden-Tag. 1938 wur-
de durch die nationalso-
zialistische Wirtschafts-
politik wieder auf eine 60 
Stunden-Woche erhöht. 
In den Rüstungsbetrieben 
wurde bis zu 12 Stunden 
gearbeitet und teilweise 
die „unbeschränkte Ar-
beitswoche“ legalisiert.

1959� wurde mittels Gene-
ralkollektivvertrag die Wo-
chenarbeitszeit von 48 auf 
45 Stunden verkürzt. 1970 
regelte ein Generalkollek-
tivvertrag die etappenwei-
se Einführung der 40 Stun-
den-Woche. Seit 1983 gibt 
es einen ÖGB-Beschluss für 
die 35 Stunden-Woche und 
gegen Arbeitszeitflexibili-
sierung. 1986 streikten die 
MetallerInnen zur Unter-
stützung der Forderung bei 
Kollektivvertragsverhand-
lungen nach Arbeitszeit-
verkürzung.

ÖGB-Forderung seit 1983: 35-Stunden-Woche 

Kürzungspolitik abgestraft, doch statt neoliberalen 
Rattenfängern braucht es organisierten Widerstand!

Wahlen:  
Beim nächsten Mal  
bitte endlich eine  
Alternative!
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Im Windschatten der 
Protestwelle gegen die 
Regierung streikten von 
15-23.8 in der Türkei 
über 20.000 Textilar-
beiterInnen. Diese ver-
dienen durchschnitt-
lich €  450/Monat, le-
ben also unter der Ar-
mutsgrenze. Über die 
Hälfte der Beschäftig-
ten bekommt nur einen 
Mindestlohn von € 380/
Monat. Nach Beginn der 
Wirtschaftskrise wur-
den im bis 1.4. gülti-
gen Abkommen Bo-
nuszahlungen gekürzt 
und Lohnerhöhun-
gen verschoben. Trotz 
wirtschaftlicher Er-
holung wollten Unter-
nehmerInnen die längst 
überfälligen Erhöhun-
gen nicht bezahlen. 
Drei Gewerkschaften 
in rund 30 Textilfabri-
ken riefen zum Streik 

auf. Zentral waren For-
derungen zu Entloh-
nung, Sonderzahlun-
gen, Überstunden und 
Zusatzzahlungen für 
Dienstalter. Die mona-
telang ergebnislos ver-
handelten Forderungen 
wurden in nur neun 
Tagen Streik erreicht: 
halbjährliche Lohn-
erhöhungen zwischen 
drei und fünf Prozent, 
viertel- statt halbjähr-
liche Lohnzusatzzah-
lungen, 100-prozentige 
Überstundenzuschläge 
an Wochenenden und 
während der Urlaubs-
zeiten. Weiters dürfen 
keine LeiharbeiterIn-
nen mehr eingestellt 
werden. Pro Dienstjahr 
gibt es eine zusätzliche 
Lohnerhöhung. Wegen 
der schlechten Bezah-
lung verlassen quali-
fizierte ArbeiterInnen 
die Branche oft schnell. 
Für die meisten Betei-
ligten war es der erste 
Streik – er hat gezeigt, 
dass entschlossene Ge-
werkschaften breit mo-
bilisieren können und 
Kämpfe gewinnen. 
Die Massenproteste im 
Sommer geben auch der 
organisierten Arbeite-
rInnenbewegung wie-
der Auftrieb.	
                         Flo Klabacher

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Wien ist nicht anders! 
Rot-grün schafft prekäre Jobs!
Seit 2007 befindet sich die 
Wirtschaft in der Krise. 
Auch in Wien. Und Wien 
ist eben nicht anders. Auch 
hier werden Schulden und 
Kosten der Krise auf dem 
Rücken der „normalen“ 
Menschen abgeladen.

Um bei den ehemaligen 
Gemeindebetrieben wei-
ter zu sparen, wurden vie-
le gesicherte Jobs vernich-
tet und durch prekäre er-
setzt. Leiharbeitsfirmen 
und Fremdvergaben sind 
allgegenwärtig und Nor-
malität im „anderen“ Wien. 

Die Belegschaften sind da-
durch gespalten und leich-
ter gegeneinander auszu-
spielen. All das passiert mit 
Zustimmung der Gewerk-
schaftsführung in ihrer Ni-
belungentreue zur SPÖ.

Nach einjährigem Kampf 
konnte bei der Firma AGO 
im Wiener AKH ein Be-
triebsrat durchgesetzt wer-
den. Doch aktuell zittern 
dort rund 1.000 Leihar-
beiterInnen um ihre Zu-
kunft. Sie fürchten wei-
tere Verschlechterungen 
oder gar den Verlust ihres 

Arbeitsplatzes. Darum hat 
sich aus den Beschäftigten 
die „Initiative Übernahme 
statt Fremdvergabe“ ge-
bildet. Sie kämpft darum, 
dass die rot-grüne Stadt-
regierung nicht nur schöne 
Reden hält, sondern auch 
wieder ihren Verpflichtun-
gen nachkommt: Öffentli-
che Versorgung durch Öf-
fentliche Betriebe! Davon 
hält allerdings Rot-Grün 
gar nicht viel.	 Albert Kropf 

http://initiativeuebernahme.
wordpress.com/

Als Mesut Kimesiz seinen 
Hungerstreik vor den MAN 
Werkstoren begann, droh-
te die Geschäftsleitung 
noch mit 147 Entlassungen 

und begründete das mit 
der schlechten Auftragsla-
ge. 

Mesuts Kampf sorgte für 
Aufmerksamkeit. Die SLP 
und Andere organisierten 
ein Solidaritätskomitee. Es 
gab Flugblattaktionen vor 
den Werkstoren und auf 
der BetriebsrätInnenkon-
ferenz der MetallerInnen, 
eine Veranstaltung auf dem 
Volksstimmefest und einen 
Stammtisch für MAN Kol-
legInnen. ORF und ande-

re Medien berichteten über 
den Arbeitskampf.

Offensichtlich geschockt 
durch die für sie uner-
wartete Gegenwehr senkte 

MAN die angedrohte Zahl 
der Kündigungen auf etwa 
70. Das sind noch immer 70 
zu Viele! Dennoch hat Me-
sut gezeigt, dass Kündi-
gungen verhindert werden 
können.

Doch wo waren die Ge-
werkschaften? Die von 
der sozialdemokratischen 
FSG Fraktion gestellte Be-
triebsratsmehrheit wollte 
die Kündigungen einfach 
akzeptieren. Die Produk-
tionsgewerkschaft PRO-

GE mobilisierte nicht zur 
Verteidigung der Arbeits-
plätze. Wie Mesut rich-
tig anmerkte, gibt es al-
lein in Wien-Süd 300 PRO-

GE BetriebsrätInnen. Man 
stelle sich vor, diese hätten 
zu einer Solidaritätskund-
gebung vor die MAN Werk-
store mobilisiert!

Solche Mobilisierungen wird 
es in Zukunft weiter brau-
chen. MAN ist nicht der 
einzige Betrieb, der Ar-
beitsplätze abbaut. Die 
Metallindustrie jammert 
über sinkende Absatz-
zahlen, die nächste Runde 
der Wirtschaftskrise steht 

vor der Tür. Auch was die 
kommende Lohnrunde in 
der Metallindustrie an-
geht, sollten sich die Ge-
werkschaften an Mesut ein 
Beispiel nehmen: Kämp-
fen bringt Ergebnisse! 

Auch bei MAN braucht 
es einen kämpferischen 
Betriebsrat. Als nächs-
ter Schritt können Solida-
ritätskomitee und Mesut 
Schritte diskutieren, wie 
in den kommenden Mona-
ten eine Gruppe im Betrieb 
aufgebaut werden kann, 
die für eine neue, kämpfe-
rische Betriebsratsmehr-
heit werben kann. Dazu 
gehört auch, aus interna-
tionalen Beispielen zu ler-
nen, wo mit Streiks und 
Betriebsbesetzungen Kün-
digungen und Schließun-
gen verhindert wurden.	
		  Christian Bunke

Der Hungerstreik von Mesut Kimesiz bei MAN war 
erfolgreich - weniger Stellenabbau als geplant. 

Erfolgreich gegen Kündigungen
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Ein unrühmlicher� Abschied 
für Bildungsministerin 
Schmied: Über 1.700 Stel-
lungnahmen hagelte es 
gegen den Gesetzesent-

wurf zum „Neuen Dienst-
recht“ für LehrerInnen. 
Zurecht wurde es als Bil-
dungssparpaket entlarvt – 
und es formierte sich Wi-
derstand darüber hinaus. 
SLP-AktivistInnen enga-
gierten sich in der Face-
book-Initiative „Für ein 
faires LehrerInnendienst-
recht“. Auf der ersten öf-
fentlichen Protestakti-
on sprachen auch SLPler. 
Auf der Informationsver-
anstaltung der Gewerk-

schaft GÖD konfrontier-
ten SLP-AktivistInnen 
den zahmen Kurs der GÖD 
und betonten die Notwen-
digkeit eines gemeinsa-

men Kampfes von Lehre-
rInnen, SchülerInnen und 
Eltern über alle Schulty-
pen hinweg. In Linz wa-
ren wir Teil der Protestak-
tion vor dem BRG Hamer-
lingstraße. Über unsere 
deutsche Schwesterorga-
nisation SAV organisierten 
wir eine Solidaritätsbot-
schaft kämpferischer Kol-
legInnen aus Köln. SLP-
lerInnen, die Eltern bzw. 
SchülerInnen sind, orga-
nisieren Proteste gegen 

das Dienstrecht, fordern 
aber auch weitergehendes 
wie Ganztagsschule und 
Gesamtschule. Auch mo-
bilisieren wir für die De-

monstration am 7.10.
Unabhängig vom weite-

ren Verlauf in der Dienst-
rechtsdebatte ist es not-
wendig, sich im Bildungs-
sektor zu organisieren, 
kommende Kürzungen 
zurückzuschlagen und 
Alternativen zu diesem 
veralteten System aus-
zuarbeiten. Die SLP wird 
ein aktiver Teil dabei sein. 
Mach mit!

Clemens Wiesinger

Bildungssparpaket bekämpfen!

Die SLP ist aktiver Teil des Widerstands  
gegen das „Neue LehrerInnendienstrecht“.

Auch� in diesem Wahl-
kampf hat die FPÖ wie-
der versucht, sich als Al-
ternative zu SPÖ und ÖVP 
zu inszenieren, indem sie 
sich als Partei der Arbei-
terInnen präsentierte. Der 
Versuch der FPÖ, mit ihrer 
„Nächstenliebe“-Wahl-
kampagne im Stimmen-
teich der ÖVP zu fischen, 
war nur eine andere Form 
von rassistischer Hetze, 
die wir von Strache & Co. 
schon zur Genüge kennen. 
Dass die FPÖ noch immer 
tief im braunen Sumpf 
feststeckt, beweisen zum 
Beispiel „zufällig“ erho-
bene rechte Arme wäh-
rend einer FPÖ-Wahl-
kampfveranstaltung in 
Graz. Zwei FPÖler, die uns 
angreifen wollten, wur-
den sogar verhaftet!

Dies ist einer der zahl-
reichen Gründe, warum 
es die SLP für nötig hält, 
Proteste zu organisieren. 
Zusammen mit studenti-
schen, linken und antifa-
schistischen Organisatio-
nen demonstrierten Mit-
glieder der SLP lautstark 
in Linz, Hohenems, Salz-
burg, Graz und mehr-
mals in Wien gegen Wahl-
kampf veranstaltu ngen 
der FPÖ, bei denen auch 
Strache aufgetreten ist. In 
Linz organisiert die SLP 
die Kampagne „Stahl-
stadt gegen Strache“. „To-
leranz zeigt sie (Anm.: die 
FPÖ) nur bei Korrupti-
on. Nächstenliebe nur für 
diejenigen, die das nöti-
ge Kleingeld haben.“ So 

drückte es Stefan Reifber-
ger von der SLP Salzburg 
während einer Rede aus – 
so wie er denken viele. 

Oftmals waren an diesen 
Demonstrationen mehrere 
Hundert Personen betei-
ligt. Während den Veran-
staltungen war die Polizei 
meist nur an den Antifa-
schistInnen interessiert – 
Nazis und rechte Gewalt 
ignorierten sie, wie z.B. 
in Salzburg. In Wien hat-
te die SLP bei einer Ak-
tion gegen die Blauen in 
Wien 20 mehr ZuhörerIn-
nen als die FPÖ, die in Fol-
ge ihr „Blaues Fest“, ge-
gen das wir ebenfalls mo-
bilisierten, gleich absagte. 
Am 27.9. kamen mehre-
re Hundert Personen, um 
gegen die FPÖ zu protes-
tieren. Die SLP versuch-
te mit einem lautstarken 
Block, v.a. auch auf die 
Verantwortung der Regie-
rung aufmerksam zu ma-
chen, die mit ihrer Politik 
die FPÖ erst stark macht. 

Rassismus spaltet Arbei-
terInnen und Jugendliche 
und man darf nicht ver-
gessen, dass die FPÖ selbst 
eine neoliberale Partei der 
Reichen ist. Deshalb ist es 
wichtig, gemeinsam mit 
DIR gegen Rassismus und 
somit gegen die FPÖ vor-
zugehen. Denn Rassismus 
ist im Kapitalismus ein 
systemimmanentes Pro-
blem. Kampf gegen Ka-
pitalismus bedeutet auch 
Kampf gegen Rassismus.

Nicolas Prettner

Gemeinsam gegen die 
freiheitlichen Hetzer

Widerstand gegen 
Kürzungen in der Steiermark
Am 20.9. ging der Wider-
stand rund um die Platt-
form 25 in der Steiermark 
in die nächste Runde. Ge-
gründet hatte sich die Platt-
form, um gegen die bru-
talen Kürzungen der Lan-
desregierung, besonders im 
Sozialbereich und der Be-
hindertenbetreuung 2011 
vorzugehen. Jetzt hat die 
Landesregierung erneut 
Kürzungen in Höhe von 
300 Mio. € angekündigt; be-
sonders bei der Integration 
Behinderter in die Arbeits-
welt soll gespart werden. 

Vor diesem Hintergrund 
rief die Plattform zur Demo 
und ca. 500 Menschen folg-
ten! Laut und kämpferisch 
zogen wir durch Graz, um 
vor dem Landeshaus unse-
re Wut deutlich zu machen. 
Viele PassantInnen wur-
den erst durch die Demo 
auf die Pläne der Regierung 
aufmerksam. SLPlerInnen 
schlugen die Verbindung 
der Proteste in der Steier-
mark mit jenen in anderen 
Bundesländern – insbe-
sondere bei den BAGS-KV-
Verhandlungen – vor.

Fundstück des Monats

Polizei sucht Spitzel
Im Magazin des Innenministeriums� „Öffentliche Sicher-
heit“ berichtet das Landesamt für Verfassungsschutz 
darüber, wie „gezielt Personen gesucht werden, die 
bereit sind zu kooperieren“. Wie viel uns diese Spitzel 
kosten, wird nicht verraten - was sie „leisten“ hat der 
NSU-Skandal in Deutschland gezeigt.
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Wahrscheinlich duschen fast 
alle SportlerInnen gerne 
warm, doch geoutete Ho-
mosexuelle gibt es im Sport 
nur wenig, im Profi-Fuß-
ball gar niemanden. Sport 

ist ein gutes Beispiel da-
für, wie irrational und ab-
strakt Homophobie auch 
ist, sie aber doch handfeste 
Ursachen hat. Viele Artikel 
über Homophobie im Sport 
beginnen mit den Worten: 
„bei der Toleranz gegen-
über Homosexuellen hinkt 
der Sport der Gesellschaft 
noch hinterher“. Ist das 
so? Homophobie ist immer 
noch zentraler Bestandteil 
der Gesellschaft. In Öster-
reich wurde 2002 der letzte 

Strafrechtsparagraf abge-
schafft, in vielen Ländern 
gibt es keine Homo-Ehe 
und konservative Rollen-
bilder werden im Zuge der 
Krise wieder stärker.

Es gibt keinen einzigen 
geouteten aktiven Profi-
fußballer. Der erste (Fas-
hanu) hat sich 1990 geou-
tet und acht Jahre später 
erhängt. Der zweite und 
letzte (Rogers) ist nach sei-
nem Outing zurückgetre-
ten. Im Sport ist Homose-
xualität schon ein beson-
deres Thema, vor allem im 
Fußball. Sport spielt eine 
besondere Rolle in der Ge-
sellschaft hat. „Spiele“ sind 
ein wichtiger Massenun-

terhaltungsfaktor. Wenn 
das „Brot“ knapper wird, 
werden die „Spiele“ wieder 
wichtiger. Wie in Brasilien, 
wo 2014 die WM stattfinden 
soll. Doch jetzt gibt es eine 

Massenbewegung gegen 
Teuerung, die sich auch ge-
gen die Vorbereitungen zur 
WM und ihre Auswirkun-
gen richtet. Da wirken die 
Spiele nicht. Massenspor-
tevents dienen auch der 
Vermittlung von Werten, 
die für die Herrschenden 
nützlich sind. So sind Na-
tionalismus, Aggressivität/
Stärke und eben auch Ge-
schlechterrollen omniprä-
sent. Hier wird dann Ho-
mosexualität mit „Weib-

lichkeit“ gleichgestellt und 
das wiederum mit Schwä-
che. Das Zusammenspiel 
von Homophobie und Se-
xismus ist sehr stark.

Trotzdem ist der Kampf 

gegen Diskriminierung im 
Sport immer wieder The-
ma. Meistens machen Ver-
einsleitungen nur von oben 
herab abstrakte „Bekennt-
nisse“. Es gibt aber eini-
ge interessante Fan-Initi-
ativen, die sollten geför-
dert werden anstatt sie un-
ter den Motto „keine Politik 
im Stadion“ zu bekämp-
fen. Denn eine Gegenkultur 
muss von den Fans/Sport-
Begeisterten geschaffen 
werden.	 Jan Millonig
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Die Wahlen� sind ge-
schlagen, die Politiker 
heucheln Zufrieden-
heit. Bis auf jene, die 
jetzt ihren Job los sind. 
Die müssen sich jetzt 
wie andere Arbeitslose 
am AMS anstellen, von 
"Beratern" anpflaumen 
und in "Englisch für 
Anfänger" stecken las-
sen (nicht dass ihnen 
das schaden würde).

Aber Moment. Müs-
sen sie ja gar nicht, vie-
le können einfach zu-
rück in den alten Job. 
Oder haben Nebenein-
künfte. Teilweise über 
10.000/Monat. Wenn 
doch nicht, gibt's noch 
3 Monate lang das Abge-
ordnetengehalt.

Alle aber nutzen ihre 
Netzwerke. Wie z.B. Gu-
senbauer als Berater des 
kasachischen Diktators 

Nasarbajew. Oder be-
kommen (oft eigens ge-
schaffene) bestbezahlte 
Jobs in parteinahen Un-
ternehmen.

Und die 320.000 oh-
ne eigenes Verschul-
den arbeitslos geworde-
nen? Die werden am Ar-
beitsamt tatsächlich bis 
aufs Blut sekkiert und in 
sinnlose "Maßnahmen" 
gesteckt. Vermittelt 
werden sie hauptsäch-
lich an ausbeuterische 
Personalbereitsteller wie 
Trenkwalder, die sie für 
unterbezahlte Kurzzeit-
jobs vermieten. Vom Ar-
beitszwang zur Zwangs-
arbeit für ein Almosen. 
Nebeneffekt: das drückt 
auch die spätere Pension.

Und dann gibt es noch 
solche wie mich, die um 
eine Invalidenpensi-
on ansuchen. Bis darü-
ber entschieden ist, ver-
gehen Monate; wenn 
man den Bescheid be-
kämpft, evtl. Jahre. Das 
AMS aber meint, dass ich 
nach 62 Tagen per Dekret 
arbeitsfähig bin. Bin ich 
nicht, und aus ist's mit 
Geld und Krankenver-
sicherung und ich darf 
unter der Brücke auf die 
Pension warten. Eines ist 
sicher: Ex-Abgeordne-
te werde ich dort nicht 
treffen.         Peter Gründler

Rote 
Seitenblicke 

Zu politisch: Tunesische Rapper verhaftet
Zwei tunesische Rap-
per – Weld El 15 und Klay 
BBJ - wurden im August 
zu Gefängnisstrafen ver-
urteilt. Ihr Verbrechen: 
In ihren Rap Songs kri-
tisieren sie Polizei und 
Korruption in Tunesi-
en. Die Situation ist zu-
gespitzt – KünstlerInnen 
werden verhaftet, weil sie 
politische Kunst machen.  
Die Angriffe sind auch 
Symptom des Kampfes 
von Revolution und Kon-
terrevolution. Weld El 15 
wurde zuvor wegen des 
Songs „Boulicia El Kleb“ 

(„Die Polizei sind Hun-
de“) zu zwei Jahren Ge-
fängnis verurteilt, muss-
te aber wegen Protesten 
freigelassen werden. Die 
ursprüngliche Revoluti-
on hat nicht die erhoff-
ten Verbesserungen ge-
bracht. Gleichzeitig hat 
die Bewegung nach der 
Ermordung des Oppo-
sitionspolitikers Moha-
med Brahmi einen neuen 
Höhepunkt erreicht. Die 
Herrschenden sind ner-
vös, stehen unter Druck 
der Bewegung und müs-
sen Zugeständnisse ma-

chen. Sie versuchen aber 
auch, Proteste zu unter-
drücken. Vor diesem Hin-
tergrund fand der Gene-
ralstreik am 3. September 
statt. UnterstützerInnen 
aus dem CWI schlagen 
demokratisch gewähl-
te Selbstverteidigungs-
komitees von ArbeiterIn-
nen vor, um die Revoluti-
on zu vollenden, sowohl 
gegen Ennahda wie auch 
das Militär. KünstlerIn-
nen können eine Rolle da-
bei spielen, diese Ideen zu 
verbreiten.		
		  Laura Rafetseder

„Hat sich nichts verändert?“ - „Es ändert sich die 
gespielte Toleranz.“ (Der Tagesspiegel, 19.07.2013)

Sport: Nichts für „Warmduscher“!?



Jeder Mensch ist irgend-
wann im Leben auf den 
Gesundheits- und Sozi-
albereich angewiesen. Da 
könnte man meinen, dass 
die Arbeit der Menschen 
dort einen dementspre-
chenden Wert haben soll-
te. Falsch gedacht. Der 
Gesundheits- und Sozial-
bereich ist, sieht man von 
den wenigen Spitzenposi-
tionen ab, durchwegs ein 
Niedriglohnsektor. Das 
Durchschnittseinkom-

men für Beschäftigte in 
diesem Bereich liegt bei 
ca. 1.564 Euro netto und 
damit ca. 17% unter dem 
österreichischen Durch-
schnitt. Dazu kommt, 
dass 70 % der Beschäftig-
ten Teilzeit arbeiten. Dies 
erhöht den Druck nicht 
nur im Bereich des Ge-
halts, sondern erleichtert 
den Arbeitgebern auch 
die Einforderung (unbe-
zahlter) Überstunden, 
was in der Branche alltäg-
lich ist. Von den schlech-

ten Arbeitsbedingungen 
sind vor allem Frauen be-
troffen. Zwischen 2/3 und 
3/4 der Beschäftigten sind 
weiblich.

Zu den schlechten Ar-
beitsbedingungen kom-
men laufend Kürzungen 
von Seiten der Öffentli-
chen Hand. Dies betrifft 
nicht nur die öffentlichen 
Einrichtungen (v.a. Kran-
kenhäuser, SeniorIn-
nenheime etc.), sondern 
auch private Träger, die 

oft zu großen Teilen von 
den Ländern und/oder 
Gemeinden finanziert 
werden (z.B. Lebenshil-
fe). Zu den niedrigen Ge-
hältern kommt meist ein 
verstärkter Arbeitsdruck 
(v.a. durch schlechte-
re Personalschlüssel). 
Kein Wunder also, dass 
laut einer jüngsten Studie 
28,7  % der Beschäftigten 
in diesem Bereich Burn-
Out-gefährdet sind. Dar-
über hinaus gaben 72,9 % 
an, dass die Arbeit belas-

tend sei. Die Folgen davon 
sind, dass sich einerseits 
Menschen tatsächlich ka-
putt arbeiten müssen. 
Zudem hat dies negati-
ve Auswirkungen für die 
zu betreuenden/zu pfle-
genden Menschen. „Pfle-
geökonomie“ nennt sich 
das: Zwischen fünf und 12 
Minuten (stationär/mobil) 
darf eine Pflegekraft für 
die Versorgung eines Pa-
tienten brauchen. Für die 
Beschäftigten heißt das 

Arbeitshetze, die zu Pfle-
genden werden struktu-
rell vernachlässigt.

Die allermeisten Beschäf-
tigten im Sozial- und Ge-
sundheitsbereich arbei-
ten mit bemerkenswertem 
Engagement. Das ändert 
aber nichts an den struk-
turellen Problemen. Durch 
die schlechte Bezahlung 
und Arbeitsbedingungen 
ist die Fluktuation extrem 
hoch. In einzelnen Berei-
chen halten die Beschäf-

tigten die Überarbeitung 
weniger als ein Jahr aus. 
Der verstärkte Arbeits-
druck führt dazu, dass für 
den/die Einzelne/n immer 
weniger Zeit bleibt. Auch 
wenn medienwirksame 
Skandale in immer kür-
zeren Abständen öffentli-
che Diskussionen zur Fol-
ge haben – zum Positiven 
geändert hat sich bisher 
nichts.

Gerade für Pflegebe-
dürftige gilt: wer Geld hat, 

der/dem ist gute Pflege 
garantiert. Die 24h-Pflege 
zuhause ist nur für etwa 
10 % der ca. 800.000 Pfle-
gebedürftigen in Öster-
reich leistbar. Die meisten 
anderen sind entweder in 
Heimen untergebracht, 
oder werden von (meist 
weiblichen) Angehörigen 
gepflegt, welche dafür oft 
auf den eigenen Job ver-
zichten müssen. Und der 
Staat schröpft die Men-
schen weiter. Die steiri-
sche Landesregierung hat 

2011 den Pflegeregress 
wieder eingeführt, was 
bedeutet, dass zur Finan-
zierung der Pflege auf das 
„Vermögen“ der zu Pfle-
genden bzw. der Ange-
hörigen zurückgegrif-
fen wird. Die Folge dieser 
sozial(?)demokratisch-
schwarzen Budgetkonso-
lidierung ist eine weite-
re, schleichende Privati-
sierung von Pflege, deren 
Auslagerung an Angehö-
rige. Was es braucht sind 

umfangreiche Investi-
tionen in den Gesund-
heits- und Sozialbereich. 
Pflegebedürftigkeit darf 
keine Armutsfalle sein, 
ebenso, wie das Engage-
ment der Menschen, die 
in diesem Bereich arbei-
ten, nicht weiter zynisch 
für Lohndumping miss-
braucht werden darf. Für 
eine solche Veränderung 
ist aber aktiver Wider-
stand notwendig.

	  
		  Jan Rybak

Der Gesundheits- und Sozialbereich wird heute  
auf Kosten der Beschäftigten aufrecht erhalten.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Soziale Arbeit – 
unsoziale Bedingungen
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FFBeschäftigte im Gesund-
heits- und Sozialwesen: 
200.000; ca. 2/3 Frauen
FFGesundheitsausgaben 
2011: 10,8 % des BIP. 
Im OECD-Schnitt 
wachsen die Gesund-
heitsausgaben stärker 
als die Wirtschaftskraft 
– in Österreich sind 
sie in den letzten 
Jahren gesunken.
FFEinstiegsgehalt 
der BAGS-
'Verwendungsgruppe 1' 
in NÖ und Burgenland: 
Vollzeit brutto 1.403,9 €. 
Bei 36(!) Dienstjahren 
sind es nur 1.816,7 €.
FFAktuelles Sparpaket: bis 
2020 minus 11 Mrd. €. 
Allein 1.37 Mrd. € 
durch Schließung von 
Spitals-Abteilungen.
FFVor Blau-Schwarz 
haben schon SPÖVP 
begonnen: 1982 die 
ersten Privatisierungen 
im Gesundheitsbereich 
(Vamed), es folgen 
Ausgliederungen bei 
Reinigung, Küche etc. 
Seit 1996 verloren wir 
10 % der Spitalsbetten.
FF 1997 wurde der Kran-
kengeldbezug von 78 
auf 26 Wochen gekürzt 
und die ersten Selbst-
behalte für Spitalsauf-
enthalte, Heilbehelfe 
und Kuraufenthalte 
eingeführt.
FFUmfrage der Ärzte-
kammer unter 6.000 
MedizinerInnen: 54 % 
befinden sich in einer 
Phase eines Burn-outs.
FFDer Verein für Konsu-
menteninformation 
stellt schon 2009 fest, 

dass KassenpatientInnen 
mit Grauem Star ein 
halbes  Jahr länger auf 
eine Operation warten 
als Zusatzversicherte.
FFDie durchschnittliche 
Spitals-Aufenthalts-
dauer sank seit Ende 
der 90er um mehr als 
1.2 Tage - vom medi-
zinischen Standpunkt 
aus oft gefährlich.
FFKürzungswahn von 
SP-Grün in Wien: 
Das „Spitalskonzept 
2030“ bedroht mehrere 
Krankenhäuser und 
Abteilungen.
FF In der Steiermark haben 
SPÖVP 2011 Kürzungen 
im Sozial- und 
Gesundheitsbereich 
von 25 % beschlossen.
FFDie oberösterreichische 
Landesregierung 
(ÖVP & Grün) führte 
mit Unterstützung 
Kürzungen bei den 
Spitälern durch: Branko 
Novakovic, Betriebs-
ratsvorsitzender AKH 
Linz GmbH (Zitate aus 
einem Interview der 
'Solidar-Werkstatt'): 
„Mit der Spitalsreform 
2 ist z.B. die Dermato-
logieabteilung im AKH 
um 50 % reduziert 
worden […] Ein Arzt 
verbringt durchschnitt-
lich 220, 240 Stunden 
monatlich im Kranken-
haus. […] Die Fehlerhäu-
figkeit steigt bei diesen 
langen Dienstzeiten 
unweigerlich.“

Quellen: Statistik Austria; BAGS-KV-
Tabellen und Statistiken der 'Sozial-
wirtschaft Österreich'; Bundesminis-
terium für Gesundheit (Broschüre 'Das 
österreichische Gesundheitssystem'); 
Solidar-Werkstatt; 'Der Standard'; VKI.

„Ware Gesundheit“ und 
„Mehrklassen-Medizin“ 
sind leider allzu bekann-
te Schlagworte. Selbst in 
den reichen Staaten ist die 
soziale Spaltung in die-
sem zentralen Lebens-
bereich deutlich spür-
bar. Gewaltige Fortschrit-
te in Forschung und Medi-
zin-Technik ermöglichen 
heutzutage die Überwin-
dung vieler Krankheiten 
und hohe Lebenserwar-
tungen. Allerdings unter-

gräbt der krisenhafte Ka-
pitalismus dieses Potential. 
Es wird berichtet, dass in 
Griechenland Verletzte von 
der Rettung liegengelas-
sen werden, wenn sie nicht 
versichert sind. Und selbst 
in Österreich schockie-
ren Fälle von PatientInnen, 
deren Aufnahme im Spital 
abgelehnt wurde; mit teils 
furchtbaren Folgen.

Das Wachstum des pro-
fitgesteuerten Versiche-
rungssektors ist Bestandteil 
der Strategie der bürger-
lichen Politik, verbunden 
mit den neoliberalen Vor-
gaben wie EU-Stabilitäts- 
und Fiskal-Pakt: die Ab-
schaffung der gesetzlichen 
Kassen und die komplette 
Privatisierung der Medizin, 
was einem Rückfall ins 19. 
Jahrhundert gleichkommt. 
Damals und bis hinein ins 
20. Jahrhundert wurde z.B. 
von der Unternehmenssei-
te der Erholungsurlaub für 
ArbeiterInnen mit absur-
den „Argumenten“ abge-

lehnt. So schrieb die Han-
delskammer Chemnitz 
1906: „Es geht viel zu weit, 
einen Erholungsurlaub für 
Leute einzuführen, die nur 
körperlich tätig sind ...“ Es 
war die organisierte Arbei-
terInnen-Bewegung, die 
diese und andere lebens-
verlängernde Maßnahmen 
erkämpfen musste. Die für 
uns heute selbstverständ-
lichen Kranken- und So-
zialversicherungen wur-
den unter dem Druck von 

Massenbewegungen einge-
führt. Einen großen Schub 
an gesundheitspolitischen 
Verbesserungen in ganz 
Europa brachte die Zeit 
nach der Oktoberrevoluti-
on 1917 in Russland. Nach 
dem 2. Weltkrieg war in ei-
nigen Ländern für eine ge-
wisse Zeit ein hohes Niveau 
der medizinischen Grund-
versorgung möglich. Doch 
das ist bereits wieder Ge-
schichte: Seit den 1980er 
Jahren stehen gesund-
heitspolitisch Rückschritte 
auf der Tagesordnung. Die 
neoliberalen Attacken ha-
ben jedoch in den letzten 
Jahren Proteste provoziert. 
Vom „Kindergartenauf-
stand“ über Streikaktionen 
in OÖ und Salzburg sowie 
Proteste in der Steiermark 
oder in bis hin zu den De-
mos der Beschäftigten der 
Sozial- und Gesundheits-
wirtschaft (BAGS) während 
der Kollektivvertrags-Ver-
handlungen Jänner 2013. 
All das kann bei den bevor-

stehenden Verhandlungen 
2014 ein Ausgangspunkt 
für koordinierte Kampa-
gnen bis hin zum bundes-
weiten Streik sein. Aller-
dings treten bei Streiks im 
Gesundheitsbereich beson-
ders heikle Fragen bezüg-
lich der Betreuung von Kli-
entInnen und PatientInnen 
auf. Hierzu gibt es mittler-
weile international Erfah-
rungen: Streikmaßnahmen 
an der Berliner Großklinik 
Charité haben gezeigt, dass 
bei entsprechender Sensi-
bilität Arbeitskämpfe sehr 
wohl möglich sind. Die be-
troffenen PatientInnen und 
Angehörigen können durch 
eine aktive Kampagne vor-
bereitet und für die Kämpfe 
gewonnen werden.

Überarbeitung und Un-
terbezahlung sind typische 
Merkmale bei Gesundheits-
Berufen. Über die letzten 
Jahre gerechnet addieren 
sich die Reallohnverlus-
te. Doch Geld ist nicht das 
einzige Thema. Der Perso-
nalmangel erzeugt Über-
stundenstress. Vor allem 
die psychische Belastung 
kann krank machen. Auf-
grund der Burn-Out-Ge-
fahr ist das Personal in Spi-
tälern und Pflegeheimen 
massiv aufzustocken. Es 
muss ermöglicht werden, 
dass Urlaube und Kuren 
für die Beschäftigten re-
gelmäßig in Anspruch ge-
nommen werden können. 
Die Planung von Dienst- 
und Arbeitseinteilungen 
ist nach den Bedürfnissen 
der Beschäftigten und Pa-
tientInnen durchzufüh-
ren. Zentral sind eine Ar-
beitszeitverkürzung auf 30 
Wochenstunden bei vol-
lem Lohn und ausreichend 
Neueinstellungen sowie 
bessere Bezahlung für alle. 

Die Profitlogik 
macht krank

Zahlen und Fakten:
Sozial- & Gesundheitswesen

Der Umgang mit der Gesundheit 
offenbart die grundlegenden
Unzulänglichkeiten des
Kapitalismus.

2% 13%

2x

-10J

Arme sind doppelt so oft krank wie Reiche

13% der Armen klagen über schlechten 
Gesundheitszustand, von den Reichen 2%

Arme sterben 10 Jahre früher als Reiche

Gesundheit

Quelle: "Armut, Reichtum und Gesundheit", Arbeit&Wirtschaft 01/2013 

Reich Armundbei
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Der Bedarf an sozialer Arbeit wächst. Immer mehr Men-
schen verlieren ihre Jobs, leiden unter Stress und Zu-
kunftsangst, rutschen in Armut und/oder sind zu-
mindest vorübergehend Unterstützungsbedürftig. Die 
von SozialarbeiterInnen verrichtete Arbeit bekämpft 
nicht nur bloß Symptome des Übels Kapitalismus. Sie 
ist auch ein Fass ohne Boden. Kaum glaubt man eine 
Wunde geschlossen zu haben, brechen drei neue auf.

Doch damit nicht genug: Ein Großteil der Arbeit im 
Sozial- und Pflegebereich wird privat erledigt. Ob in 
Kindererziehung oder Pflege, ob in der Betreuung von 
Menschen mit Behinderung oder in der Pflege von 
chronisch kranken Angehörigen: Diese Arbeit wird 
privat und meist von Frauen zuhause geleistet! Die We-
nigsten können diese Leistungen zukaufen. Und es 
herrscht ein enormer moralischer Druck. Betreuung 

von außen wird immer nur als zweitbeste Lösung prä-
sentiert. Dieser Ansatz spart Regierungen Geld: „War-
um für etwas zahlen, was man auch auf die Familie ab-
wälzen kann“. Und er führt zum so genannten Verde-
ckungseffekt: „Soziale Arbeit arbeitet dann gut, wenn 
man die von ihr behandelten Problemfelder in unse-
rer Gesellschaft nicht wahrnimmt“. Das bedeutet aber 
nicht nur einen enormen Druck für die Familienmit-
glieder, die diese Arbeit ohne Ausbildung, ohne Bezah-
lung, ohne Hilfe leisten. Das bedeutet auch, dass die 
zu Betreuenden nicht die optimale Unterstützung be-
kommen, die sie brauchen, da sie nicht von Profis ge-
macht wird.

Der ideologische Hintergrund ist, dass Menschen ih-
rer Familie gehören und sich Verantwortung aus bio-
logischer Zugehörigkeit und nicht aus Sympathie oder 
Liebe ergibt. Doch die Familie ist für viele kein frei-
williger Zusammenschluss von Menschen. Oft ist sie 
ein gefährlicher Ort – 9 von 10 sexuellen Übergriffen 
finden in der Familie statt. Ob man sich um einen an-
deren Menschen kümmert, muss eine freie Entschei-
dung sein, nicht das Ergebnis von Abstammung. Und 
jeder Mensch hat das Recht auf die optimale Betreuung 
– und das ist nicht automatisch jene durch Angehörige.

Daher muss die Verantwortung für diese Arbeit die 
Gesellschaft übernehmen! Der technische Fortschritt 
ermöglicht eine starke Verkürzung der Arbeitszeit. In 
der Ausbildung können Menschen lernen, mit Pflege-
bedürftigen professionell umzugehen. V.a. aber muss 
diese Unterstützung von der Gesellschaft angebo-
ten werden. Und zwar nicht in unpersönlichen Ein-
richtungen, in welchen Menschen aus Kostengründen 
mangelhaft betreut werden, sondern in optimal ausge-
statteten, in die Gesellschaft integrierten Einrichtun-
gen, wo alle Menschen, die Unterstützung brauchen, 
diese von Vollprofis mit ausreichend Zeit erhalten. Da-
mit jeder Mensch das Optimum bekommt und nicht 
nur das, was der zufällige Stammbaum ihm/ihr zuge-
standen hat.

"Pflicht der Gesellschaft ist, die Mutter dem Kinde 
für die Zeit zu erhalten, wo sie tatsächlich die natür-
liche Erzieherin und Pflegerin derselben ist: für die 
Periode der Schwangerschaft und das Säuglingsalter. 
Für die folgende Entwicklungszeit hat sie dem Kinde 
alle Einrichtungen und Anstalten zu bieten, welche 
die Mutter – hier als Zusammenfassung aller erziehe-
rischen Einflüsse gedacht – in der besten Weise erset-
zen." (Clara Zetkin: Für die Befreiung der Frau! 1889) 
	 	 Moritz C. Erkl

Gesellschaft, nicht Familie 
hat Verantwortung

Marx aktuell

Eine generelle Anhebung 
der unteren Gehaltsstufen 
auf mindestens 1.700 brutto 
wäre angemessen. Die Ein-
stiegslöhne und -gehälter 
im Zuständigen „BAGS“-
Kollektivvertrag in den 
Verwendungsgruppen 1-4 
liegen mit teilweise knapp 
über 1.400 € (brutto Voll-
zeit) deutlich darunter.

Generell leidet die Quali-
tät der Dienste. Irgend-
wann führen Kürzungen zu 
Nachlässigkeiten, die viel-
leicht nicht sofort sichtbar 
sind - etwa bei Reinigung 
und Desinfektion. Wie man 
es dreht und wendet: Me-
dizinische Notwendigkei-
ten darf man nicht einspa-

ren! Je mehr Spitalsbetten 
gestrichen werden, des-
to stärker wird sodann die 
Belastung für Ambulan-
zen sowie die notwendi-
ge private Pflege. Alle Ver-
schlechterungen der ak-
tuellen und vergangenen 
„Gesundheitsreformen“ 
sind daher rückgängig zu 
machen. Die Frage der Fi-
nanzierung muss offensiv 
angegangen werden. Un-
ter anderem mit Einnah-
men aus einer echten Ver-
mögenssteuer sowie ei-
ner Besteuerung von nicht 
investiertem Kapital. Die 
großen Unternehmen las-
sen gegenwärtig aufgrund 
schlechter Profitabilitäts-
Aussichten über acht Mil-
liarden auf der hohen Kan-
te liegen. Das reichste Pro-

zent besitzt unvorstellba-
re 469 Milliarden Euro. Der 
öffentliche Anteil an der Fi-
nanzierung des Gesund-
heitsbereichs ist über das 
letzte Jahrzehnt im We-
sentlichen gleich geblieben 
(1999 waren es 76,7 %; 2009 
77,7 %). Doch der „öffentli-
chen Hand“ fehlt es an Geld, 
das zu den Unternehmen 
und Superreichen umver-
teilt wurde und wird. Der 
Mangel an Vermögensbe-
steuerung, die Schlupflö-
cher des Stiftungsrechts, in 
Summe eine Mrd. zurück-
gehaltene Kassenbeiträge 
der Unternehmen und über 
zehn Mrd. für die sog. Ban-
kenrettung sind die Grün-
de. Deswegen ist das Gere-

de vom „Sparzwang auf-
grund leerer Kassen“ ein 
Betrug.

Das Leistungsange-
bot der Versicherungen 
schrumpft. Viele Untersu-
chungen sowie Therapien 
sind mitunter nur mehr je-
nen zugänglich, die es sich 
privat leisten können. Und 
das in einer Zeit, wo zu-
nehmender Stress immer 
mehr Menschen körper-
lich und psychisch krank 
macht. Die Öffentliche 
Hand setzt gerade im So-
zial- und Gesundheitsbe-
reich auch auf vermehrten 
Druck bei den Beschäftig-
ten, lagert an private Fir-
men aus, die Hungerlöhne 
zahlen und Jobs nur mehr 
prekär besetzen wie beim 
Wiener AKH. Eine weitere 

Baustelle ist die Pflege: Ge-
rade bei der Langzeitpflege 
wirken sich Änderungen in 
der Einstufung (bei gleich-
gebliebenem Bedarf) infol-
ge des Pflegegeldreformge-
setzes 2012 dramatisch aus. 
Wer einen Teil selbst finan-
zieren muss, kann schnell 
in Bedrängnis geraten. Das 
trifft auch jene, die in der 
Vergangenheit zur „stabi-
len Mittelschicht“ gezählt 
wurden. Die Unterfinan-
zierung drängt viele Be-
troffene in die „Schwarzar-
beit“, wo es v.a. für die Be-
schäftigten besonders un-
sichere und ausbeuterische 
Verhältnisse gibt.

Alle etablierten Partei-
en haben ihre Finger im 
Spiel. Auf Bundesebene lie-
gen bzw. lagen FPÖVP mit 
SPÖVP auf Linie. Und in 
den Ländern ist es letzt-
lich egal, ob ÖVP oder SPÖ 
mit den Grünen, Stronach 
oder sonstwem koalieren 
oder nicht. Kürzungen der 
Bundesregierung führen zu 
entsprechenden Maßnah-
men der Länder und letzt-
lich Gemeinden. Alle Par-
lamentsparteien sind Teil 
dieser Politik und setzen in 
ihrem Verantwortungsbe-
reich Kürzungen bei Sozi-
alem und Gesundheit um. 
Mit den wachsenden Prob-
lemen in der medizinischen 
Versorgung wird es für 
viele Menschen leicht(er) 
nachvollziehbar, warum 
eine gesamtgesellschaftli-
che Organisation und Kon-
trolle nötig ist. Logisch fol-
gen Forderungen nach Ver-
gesellschaftung und demo-
kratischer Kontrolle durch 
die Betroffenen! Hier steckt 
für die kommenden Jahre 
enorme soziale und politi-
sche Sprengkraft.

	 Franz Neuhold

Die Situation wird durch die 
Krise verschärft; doch 
zunehmende Proteste im 
Sozialbereich machen Mut.
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Der Gesundheits- und
Sozialbereich kämpft
Arbeitsbedingungen und 
Einkommen im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
sind durchwegs desaströs. 
Um diese aufrechterhal-
ten zu können, setzen Re-
gierung und Management 
der Einrichtungen auf die 
Moralkeule. Die PatientIn-

nen/KlientInnen würden 
ja darunter leiden, wenn 
gestreikt würde. Das En-
gagement der Beschäftig-
ten wird zynisch ausge-
nutzt um Verschlechte-
rungen zu rechtfertigen. 
Vorweg: die Hauptver-
antwortung für die Mise-
re liegt weder bei den Be-
schäftigten, noch bei den 
Unterstützungs-/Pflege-
bedürftigen, sondern bei 
den etablierten Parteien, 
die, ohne Ausnahme wo 
sie an der Regierung sind, 
den Rotstift ansetzen. Die 
Bewältigung der Probleme 
wird Beschäftigten, Be-
troffenen und Angehörigen 
zugeschoben. Dafür gibt es 
anerkennende Schulter-
klopfer.

Die Bewegungen der 
letzten Jahre haben eine 
Reihe gemeinsamer Erfah-
rungen und Probleme auf-

gezeigt. Vor allem gilt es 
die Kampfbereitschaft der 
KollegInnen zu betonen, 
welche sich oft gegen wid-
rigste Umstände durchge-
setzt haben. Auch die So-
lidarität aus der Bevöl-
kerung war und ist groß. 
Trotz vieler (nachvollzieh-

barer) Befürchtungen, dass 
sich PatientInnen/Klien-
tInnen und Angehörige 
über Streiks und Betriebs-
versammlungen beschwe-
ren würden, hat sich je-
des Mal gezeigt, dass gera-
de diese die solidarischsten 
waren. Ihnen ist bewusst, 
dass es für gute Betreuung 
und Pflege anständig be-
zahlte Beschäftigte, gu-
te Einrichtungen, besse-
rer Personalschlüssel etc. 
braucht. Es hat sich aber 
auch gezeigt, dass die Ge-
werkschaftsführung meist 
entweder eine halbherzi-
ge, verspätete, bremsende, 
oder sogar eine den Kolle-
gInnen gegenüber feindli-
che Rolle gespielt hat.

Das krasseste Beispiel ist 
der Streik der Salzbur-
ger Landesbeschäftigten. 
Die Führung der Gewerk-

schaft Öffentlicher Dienst 
(GÖD) hatte sich im Vor-
feld mit der Regierung auf 
eine Nulllohnrunde geei-
nigt. Die Streiks (öffentli-
che Betriebsversammlun-
gen) wurden von der Per-
sonalvertretung selbstän-
dig organisiert. Es hat sich 

gezeigt, dass sich Kämpfen 
auszahlt: Salzburg war das 
erste Bundesland, in dem 
die Nulllohnrunde abge-
wendet wurde.

Zweifelsohne: Streiks 
im Gesundheits- und So-
zialbereich sind schwieri-
ger zu organisieren als in 
anderen Bereichen, in de-
nen keine Menschen mit 
ihrer Gesundheit und ih-
rem Leben von der Arbeit 
der KollegInnen abhängig 
sind. Dies kann aber nicht 
das ewige Bremser-Argu-
ment von Regierung, Ein-
richtungen und Gewerk-
schaftsbürokratie sein. Es 
hat sich gezeigt, dass durch 
das Organisieren von Not-
diensten sowohl die Si-
cherheit der Menschen ge-
währleistet, als auch ein 
effektiver Streik möglich 
wird. Es zeigt sich auch, 
dass die Gewerkschafts-

bürokratie dort, wo sich 
die KollegInnen selbst or-
ganisieren und die Kämp-
fe vorantreiben, entweder 
gezwungen ist auf den fah-
renden Zug aufzuspringen 
(„Kindergartenaufstand“, 
Steiermark 2011) oder ihre 
bremsende Rolle durch die 
Bewegung selbst margi-
nalisiert werden kann. In 
Salzburg interessierte sich 
bald keineR mehr für die 
Stellungnahmen der Bü-
rokratie. Trotz dieser Rol-
le der Gewerkschaftsbüro-
kratie: Wir dürfen uns un-
sere Organisationen von 
denen nicht nehmen las-
sen, es ist notwendig, die 
Gewerkschaft wieder zu-
rück zu erobern.

Die SLP hat bereits die In-
itiative für eine Kampa-
gne zum Kollektivver-
trag im Sozialbereich ge-
setzt. Seit September gibt 
es Aktionstreffen. Auf Ba-
sis konkreter Forderungen 
gilt es eine breite Kam-
pagne schon vor der For-
derungsübergabe an die 
Unternehmervertreter im 
November/Dezember auf-
zubauen. Die Beschäftig-
ten im Theresiengut (Be-
hindertenbetreuung) in 
Oberösterreich haben 
im September mit gro-
ßer Mehrheit eine Reso-
lution beschlossen, in der 

u.a. eine Gehaltserhöhung 
von mind. 7 %, das Orga-
nisieren von Warnstreiks 
und Demonstrationen, 
transparente Verhandlun-
gen und Urabstimmung 
über deren Ergebnisse ge-
fordert wird. Entschei-
dend ist, alle KollegInnen, 
ebenso wie KlientInnen/
PatientInnen, Angehörige 
etc. einzubinden und jetzt 
Aktionen vorzubereiten. 
Nicht darauf zu warten, 
dass etwas geschieht, son-
dern selbst aktiv zu wer-
den. Das kann im Kleinen 
sein, z.B. durch das Auf-
hängen von Transparen-
ten an den Einrichtun-
gen). Das ist auch für die 
gesamte Kampagne not-
wendig. Es braucht Selb-
storganisation: demokra-
tisch gewählte Aktions-
komitees in den einzelnen 
Einrichtungen/Abteilun-
gen, um Demonstrationen 
und Streiks zu planen, die 
Notversorgung sicher zu 
stellen und Solidarität zu 
organisieren. Eine aktive 
Kampagne mit wenn nötig 
auch aktiven Streiks wo 
die Proteste auf die Straße 
getragen werden. So kann 
breite Solidarität möglich 
und der Schulterschluss 
zu anderen Bereichen, in 
denen es Widerstand gibt, 
geschlossen werden.

	 Georg Maier

Kompliziert, doch Streiks im Sozial- und  
Gesundheitsbereich sind möglich und notwendig
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Jung, links, LGBT
Das neue Jugendtreffen� der SLP beschäftigt sich bei 
seinem zweiten Zusammenkommen mit LGBT-The-
men. Warum Regenbogenparade & Co. nicht reichen. 
Wie der Kampf der russischen Schwesterorganisation 
der SLP für LGBT-Rechte aussieht. Und was das al-
les mit Marxismus, Gewerkschaften und der Kritik 
an der bürgerlichen Familie zu tun hat. Das und noch 
mehr... Komm und diskutier mit!

„LGBT-Rechte erkämpfen“ am Do. 17.10.2013 um 18:30 Uhr
Jugendtreffen der SLP im Amerlinghaus – Wien 7, Stiftg. 8

Jugend

An meiner Schule in Salz-
burg fällt in letzter Zeit 
des Öfteren die Frage, 
was wir, die SchülerIn-

nen an unserer Schule, 
verändern würden. Aber 
das Problem ist nicht die 
einzelne Schule. Das gan-
ze Schulsystem ist krank. 
Schon jetzt haben unsere 
LehrerInnen kaum noch 
Zeit ihren Unterricht 
vorzubereiten. Jeden Tag 
wieder wird mir vor Au-
gen geführt, warum ihre 
Berufsgruppe die höchste 
Burn-Out-Rate hat. Und 

nun soll im Zuge des neu-
en LehrerInnendienst-
rechtes ihre Arbeitszeit 
auch noch erhöht wer-

den. Für jede Unter-
richtsstunde ist Vorberei-
tungszeit notwendig, je 
weniger, umso schlech-
ter. Das Bild von dem/r 
faulen LehrerIn ist – und 
das kann jedeR SchülerIn 
an meiner Schule bestäti-
gen – falsch. Dazu kommt 
noch den ganzen Tag ei-
ne Lärmbelastunge, die 
per Gesetz eigentlich ei-
nen Gehörschutz verlan-

gen würde. Schon vor ei-
nigen Jahren haben wir 
SchülerInnen gegen ei-
ne Verlängerung der Ar-
beitszeiten für LehrerIn-
nen gekämpft. Der Groß-
teil der SchülerInnen aus 
meiner Klasse ist hier-
zu wieder bereit. Was 
wir brauchen, sind keine 
noch gestressteren Leh-
rerInnen, sondern gut 
ausgebildete und gut be-
zahlte Lehrkräfte, Schul-
psychologInnen usw. Und 
um es den Damen und 
Herren in Presse und Re-
gierung gleich vorneweg 
zu sagen: Wir sind keine 
manipulierbaren Mari-
onetten, sondern bereit, 
gemeinsam mit unseren 
LehrerInnen für Verbes-
serungen zu kämpfen! 
		  Stefan Reifberger

Qualität statt Kürzungen

Für uns SchülerInnen stellt das 
neue LehrerInnendienstrecht eine 
massive Verschlechterung dar.

Keine technologische Er-
rungenschaft hat das 21. 
Jahrhundert dermaßen 
geprägt wie das Internet. 
Aus einem Militärprojekt 
entstanden, wurde es ent-
wickelt, um die weltwei-
te Vernetzung der For-
schung zu ermöglichen. 
Speziell der Einsatz von 
„Social Media“ in diver-
sen Protestbewegungen 
schuf den Eindruck, das 
Internet würde vom Kapi-
talismus unabhängig agie-
ren und nicht nach seinen 
Regeln spielen. Doch mit 
Beginn seines Aufstiegs 
war es immer eine Platt-
form, von welcher Kon-
zerne wussten, sie pro-
fitabel für sich einzuset-
zen. Dies betrifft nicht 
nur Google, Facebook & 
Co, sondern auch schein-
bar „spontane“ Internet-
Hypes der letzten Jah-
re. Weder „Memes“, noch 
„Harlem Shake“ haben 
sich aufgrund der „gren-
zenlosen Freiheit“ des In-
ternets global verbreitet. 
Besonders gut erkenntlich 
ist das bei fast allen Sei-
ten, welche diese „Bild-
Text“-Kombinationen an-
bieten. Meist lässt sich ein 
ähnlicher Ablauf erken-
nen: buzzfeed, 9gag und 
Co. waren ursprünglich 
Amateurprojekte, bei de-
nen User beliebig Inhalte 
hochladen konnten. Wenn 
eine solche Seite das Inte-
resse von InvestorInnen 
weckt, wird die Ausrich-

tung der Seite professio-
nalisiert und kommerzi-
alisiert: Erfahrene Jour-
nalistInnen werden ein-
gestellt, welche einen 
Teil der Inhalte erstellen 
und verwalten. Der Rest 
wird – um Personalkosten 
niedrig zu halten – weiter 
von UserInnen bereitge-
stellt. Das Ziel: eine mög-
lichst hohe Anzahl an Sei-
tenbesuchen, die in Fol-
ge Werbeeinnahmen für 
die Betreiber bedeuten. 
Auch der „Harlem Shake“ 
ist kein Ausdruck der 
„freien Internet-Popkul-
tur“, sondern Beispiel für 
ein gesteuertes Marke-
tingprojekt. Das Video 
wurde nicht durch die On-
line-Community zu einem 
Phänomen. Zwar gab es 
auch hier ein von Amateu-
ren produziertes Original, 
der richtige Durchbruch 
wurde allerdings von der 
Firma „Maker Studios“ er-
möglicht, die das Potenti-
al des Originals erkannten 
und schlussendlich ver-
wendeten, um Werbung in 
eigener Sache zu machen. 
Keine Frage: Das Internet 
ist ein Werkzeug, welches 
politischen Organisatio-
nen ermöglicht, sich welt-
weit zu vernetzen und eine 
breitere Masse anzuspre-
chen. Es deswegen un-
hinterfragt als „system-
kritisch“ zu erachten, wä-
re das, was man dort als 
„epic fail“ bezeichnet.

	 Gabriel Winkelmüller

„Damit wir überhaupt 
eine Zukunft haben“
Wir Jugendlichen sind die 
nächste Generation und 
müssen uns für unsere 
Rechte einsetzen, auch da-
mit wir sie später überhaupt 
noch haben! Seit September 
veranstaltet die SLP mo-
natliche Jugendtreffs, da-
mit junge Menschen auch 
ohne viel Vorwissen poli-
tische Themen diskutieren 
können. Beim ersten Tref-
fen ging es um die Flücht-
lingsbewegung. Mit kur-
zem Dokufilm, Referat 
und Diskussion gestalteten 
wir den inhaltlichen Teil 

des Abends. Das gemüt-
liche Beisammensein da-
nach rundet diesen noch 
ab. Viele Jugendliche haben 
Angst, in Gegenwart Älterer 

„dumme“ Fragen zu stellen – 
doch dumme Fragen gibt es 
nicht! Wir wollen mit dem 
Jugendtreff den Einstieg in 
die politische Aktivität er-
leichtern.

Komm zum nächsten  
Jugend-Treffen! 
(siehe Kasten rechts)

		  Marlene Mayer

Freiheit?  
Ausverkauft!

Termin des Monats
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Syrien: Sozialistischer Ausweg nötig
Angesichts der Flut� an syri-
schen Flüchtlingen bat der 
libanesische Präsident Su-
leiman die Supermächte 
um Geld. Fast ein Viertel 
der Menschen im Libanon 
sind SyrerInnen. Bettelei 
und Kinderarbeit sind all-
gegenwärtig. Obama ver-
sprach 8,7 Millionen Dol-
lar für die libanesische 
Armee. Gleichzeitig ver-
urteilte er die Aktivitäten 
der Hisbollah in Syrien. 
Doch mehr Militärprä-

senz schafft keine Sicher-
heit. Das Gesundheits- 
und Bildungssystem kann 
den Bedarf kaum decken. 
Die meisten Schulen und 
Spitäler sind privat or-
ganisiert. Und während 
der Libanon offiziell ver-
sucht, sich von der syri-
schen Krise abzukoppeln, 
sind viele Seiten, inklusive 
der Hisbollah, stark in den 
Konflikt involviert.

Suleiman hofft, dass der 
Deal über die Zerstörung 
der Chemiewaffen Syri-
ens zu einer politischen 
Lösung führen könnte. Er 
ruft als Reaktion auf die 
Ängste seiner potentiel-
len Basis in den christ-
lichen Gemeinden zum 

Schutz von Minderheiten 
auf. Er traf sich mit dem 
saudischen Außenminis-
ter und dem iranischen 
Präsidenten Rouhani. Die 
Regime stehen hinter den 
verschiedenen Seiten des 
Konflikts im Libanon. Die 
Wahl von Rouhani hat bei 
der breiten Masse Hoff-
nungen auf eine Annähe-
rung USA-Iran geweckt. 
Viele hoffen auf ein En-
de der Sanktionen und ein 
Arrangement in Syrien, 

das den Albtraum der Ge-
walt beendet. Aber bisher 
gab es nur höfliches Ge-
plänkel zwischen Rouhani 
und Obama. 

Selbst ein Vertrag� wird 
kaum zu Frieden und 
Wohlstand für die Mas-
sen in der Region führen. 
Iran und Syrien haben 
sich zwar auf die Zerstö-
rung der syrischen Che-
miewaffen geeinigt, aber 
sie betonen beide, das nur 
wegen der Gefahr des Zu-
griffs durch extremisti-
sche sunnitische Gruppen 
zu tun. Denn die Gewalt 
in Syrien ist außer Kon-
trolle geraten und berei-
tet auch den internatio-

nalen Mächten Kopfweh. 
Weder Rouhani noch Ne-
tanyahu wollen, dass die 
sunnitischen Oppositi-
onsgruppen in Syrien an 
diese chemischen Waffen 
gelangen. Pro-Assad His-
bollah-Generalsekretär 
Nasrallah will die Oppo-
sition zu Assad diskredi-
tieren und warnte vor der 
Gefahr, die durch die Be-
waffnung dieser Grup-
pen für die gesamte Re-
gion besteht. Er forderte 

Saudi-Arabien, die Türkei 
und andere Verbündete 
der syrischen „Rebellen“ 
auf, sich um eine politi-
sche Lösung zu bemühen. 
Die Hisbollah selbst ist bei 
ihrer eigenen sozialen Ba-
sis zunehmend diskredi-
tiert. Als Zugeständnis an 
die wachsende Unzufrie-
denheit bat sie die libane-
sische Armee sogar, ihre 
Stützpunkte zu ersetzen.

Aber islamistische 
Gruppen werden nicht 
durch eine politische 
„Lösung“ von oben ver-
schwinden. Oppositions-
gruppen haben klar ge-
macht, dass Assad keine 
Rolle in einer Übergangs-
regierung spielen kann. 

Und Assads korruptes Re-
gime hat ausgeschlossen, 
Macht an seine Opponen-
ten abzugeben. Nach den 
Autobomben in Beirut und 
Tripolis herrscht Angst 
vor einer Bagdadisierung 
der Region.

Die herrschenden� Klassen 
nutzen die Spaltung der 
Bevölkerung dafür, ihre 
Macht zu stärken. Es gibt 
einen alarmierenden An-
stieg der Arbeitslosigkeit, 

v.a. unter Jugendlichen. 
Die libanesischen Partei-
en benutzen die syrischen 
Flüchtlinge als Sünden-
bock für das Fehlen von 
Jobs, Strom und Sozial-
leistungen. Kriminalität 
und sexuelle Belästigung 
nehmen wegen der sich 
verschlechternden sozia-
len Situation zu. Die Insta-
bilität hat zu Jobverlusten 
im Tourismus und ande-
ren Industrien mit prekä-
ren Jobs geführt.

Letzten Frühling haben 
die kleinen, aber potenti-
ell starken, unabhängigen 
Gewerkschaften eine Ge-
legenheit verpasst, jun-
ge Leute in einer geeinten 
ArbeiterInnenbewegung 

zu organisieren. Aber die-
se Bewegung wird wieder 
aufflammen, sobald die 
sozialen und wirtschaft-
lichen Probleme wieder in 
den Vordergrund und die 
ArbeiterInnen in Aktion 
treten. Es gibt keinen Er-
satz für den Aufbau einer 
geeinten ArbeiterInnen-
bewegung, die die herr-
schende Klasse heraus-
fordern kann. ArbeiterIn-
nen in der gesamten Regi-
on zahlen den Preis für das 
Versagen des Kapitalismus 
und die imperialistischen 
Einmischungsversuche. 
Es besteht das Potenti-
al, eine Massenbewegung 
von Jugendlichen und un-
abhängigen Gewerkschaf-
ten aufzubauen – die Ar-
beiterInnenklasse ist die 
stärkste Kraft in der Regi-
on. Der einzige Weg, die-
ses barbarische System zu 
beenden, ist eine sozialis-
tische Transformation der 
Gesellschaft. Das könnte 
alle ArbeiterInnen in der 
Region unter dem Banner 
einer sozialistischen Fö-
deration des Nahen Ostens 
als Teil einer globalen so-
zialistischen Föderation 
vereinen, um Armut, Be-
setzung und Krieg zu be-
enden.

Aysha Zaki, 
CWI Libanon 

http://lebanoncwi.blogspot.com

Ganze Region durch Syrienkrise destabilisiert – 
sozialistische Alternative zu Krieg und Armut aufbauen!
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Wie ist die Situation  
in Ungarn?

Ich war in einem „Deten-
tion-Center“; dort werden 

alle Flüchtlinge festgehal-
ten, bei denen die Behör-
den meinen, dass der Asyl-
bescheid negativ wird. Das 
betrifft vor allem Menschen 
aus Pakistan, Kosovo, Ban-
gladesh und Nigeria.

Die „Detention-Centers“ 
gibt ś seit 1. 7. – Wie geht's  
dort zu?

Die sind wie Gefängnisse. 
Die Leute dürfen nicht raus 
und es gibt nichts zu tun. 
Die „SozialarbeiterInnen“ 

wirken eher wie Gefängnis-
wärterInnen – und treten 
oft auch so auf. Es wurde 
auch schon öfter mit blan-
ker, körperlicher Gewalt 

gegen die Flüchtlinge vor-
gegangen. Das führt dann 
auch dazu, dass es auch un-
ter den Flüchtlingen selbst 
zu Aggressionen kommt.

Bis zu sechs Monate kön-
nen die Leute so festgehalten 
werden. Und wenn das Asyl-
verfahren dann noch nicht 
abgeschlossen ist?

Dann werden sie in ei-
nem „Nebengebäude“ bis 
zu weiteren zwölf Mona-
ten festgehalten. Wir selbst 

konnten dort nicht hin, 
aber dort soll es noch viel 
schlimmer sein. Nach die-
sen insgesamt 18 Mona-
ten werden sie dann ein-

fach auf die Straße ge-
setzt. Ohne Job, ohne 
Wohnung, ohne Unter-
stützung. Und dann ma-
chen sich sie sich laut Ge-
setz wegen Landstreiche-
rei strafrechtlich schuldig. 
Es gibt zwar eine EU-Emp-
fehlung, dass im Zuge von 
Dublin II-Verfahren wegen 
der dort herrschenden Zu-
stände nicht nach Ungarn 
abgeschoben werden soll.
Aber Österreich richtet sich 
halt nicht danach.	

	 Interview: Alex Svojtko

Was passiert mit Abgeschobenen?

Schweden: Soziale Kämpfe 

SLP-Aktivistin Maria Hörtner folgte den Spuren 
abgeschobener Flüchtlinge in Ungarn nach. 

Über Merkels – vermeint-
lichen – Triumph wären 
an dieser Stelle ein ganzes 
Bündel an kritischen Be-
merkungen fällig: Schwarz-
Gelb klar abgewählt, Wahl-
beteiligung weiter im Kel-
ler, fast 15 Prozent für 
Parteien, die nicht im Bun-
destag vertreten sind uvm. 
Aus europäischer Perspek-
tive erscheinen demge-
genüber v.a. zwei Aspek-
te wichtig. (1) Die künfti-
ge Stabilität der EU-Füh-
rungsmacht Deutschland 
und (2) die Perspektiven für 
die Linkspartei. 

Das zentrale Thema Eu-
ropas – die EURO-Kri-
se – spielte nämlich in der 
Wahl-Kampagne der Uni-
on keine Rolle. Deutsch-
land unter Merkel als Hort 
der Sicherheit in schwieri-
gen Zeiten lautete die Pa-
role. Sozialdemokratie und 
Grüne, die ähnlich wie in 
Österreich jede Bankenret-
tung und alle EU-Spardik-
tate brav mitgetragen hat-
ten, wirkten demgegenüber 
aus begreiflichen Grün-
den als „Alternative“ pro-
fillos. Die kommende Pe-
riode wird allerdings die 
Auswirkungen der EURO-
Krise schmerzhaft auch in 
die noch relativ stabilen 
EU-Staaten spülen. Dem-
gegenüber steht künftig in 
Deutschland eine Koaliti-
on, die sich vor allem von 
ihrer inneren Chemie her 
von der langjährigen Lie-
besehe aus Union und FDP 

abheben wird. Lustige Int-
rigenspiele sind in jeder re-
alistischen Farbenkombi-
nation vorprogrammiert. 
Zudem ist das relativ gute 
Abschneiden der rechtspo-
pulistischen „Alternative 
für Deutschland“ ein Hin-
weis darauf, dass die Skep-
sis gegenüber dem grund-
sätzlichen Kurs der EU ge-
rade auch in Deutschland 
bereits enorm ist. Dies be-
trifft freilich nicht nur Teile 
der deutschen Bourgeoisie – 
welche zumindest mit den 
Inhalten der AFP sympa-
thisieren – sondern in ers-
ter Linie ArbeitnehmerIn-
nen und Jugendliche. 

Die Linkspartei hat sich 
in diesem Wahlkampf hier 
mit einem etwas schärfe-
ren Profil als Anti-Banken-
Partei profilieren können 
und verfügt – trotz Verlus-
ten gerade auch an die AFP 
– als drittstärkste Kraft an 
sich über keine schlech-
te Ausgangsbasis. Die zent-
rale Frage lautet allerdings, 
ob sich die Linkspartei in 
den nächsten Jahren als 
Systemalternative veran-
kern kann, also in den so-
zialen Auseinandersetzun-
gen, welche aus der EURO-
Krise folgen, eine tragende 
Rolle spielen wird. Oder ob 
sie mit Blick auf eine künf-
tige Regierungsbeteiligung 
auch im Bund bereit ist, So-
zialabbau mitzutragen oder 
z.B. Auslandseinsätze der 
Bundeswehr zu unterstüt-
zen.	 je

Merkel: Der Kater 
nach dem Feiern

In 12 schwedischen Städten 
demonstrierten am 21.9. 
Tausende gegen die Pri-
vatisierungswelle im So-
zialbereich. Das Netzwerk 

„Profite raus aus dem So-
zialsystem“ involviert In-
itiativen aus dem ganzen 
Land. Viele Gewerkschaf-
terInnen und lokale Ab-
geordnete der „Sozialisti-
schen Gerechtigkeitspar-
tei“ (RS, CWI in Schwe-
den) spielen im Kampf 
gegen die Privatisierun-
gen eine zentrale Rol-
le. RS hatte das Netzwerk 

vor über einem Jahr ini-
tiiert und auch die Initi-
ative für den Aktionstag 
gesetzt. Aktuell führt RS 
auch eine Kampagne an-
lässlich steigender Gewalt 
und Jugendkriminalität in 
Göteborg. Sie fordert mehr 
Geld für die benachteilig-
ten Stadtteile und kämpft 
gegen die Kürzungen. 
Mehr Wohnraum, Jobs 
und Jugendzentren ver-
hindern Gewalt und Kri-
minalität, nicht Rassis-
mus und Polizeirepressi-
on.	 www.socialisterna.org

Schottland: Sozialbereich streikt
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

In Glasgow wurde eine So-
zialarbeiterin im Obdach-
losenbereich gekündigt, 
weil sie sich gegen noch 
mehr Arbeitsbelastung 
wehrte. Trotz Einschüch-
terungsversuchen durch 
die Labour-Regierung 
folgten Aktionen und drei 
Tage Streik. Die Gewerk-
schaft unterstützte die 
Forderungen der Kolle-
gInnen, obwohl es inof-
fizielle Aktionen waren. 
So konnte die Kündigung 
bekämpft werden und 
auch bei Arbeitsüberlas-

tung und Personalmangel 
wurden Verbesserungen 
erreicht. Die Mitglieder 
der Socialist Party (CWI 
in Schottland) in der Ge-
werkschaft Unison spiel-
ten eine wichtige Rolle 
dabei, dass die Beschäf-
tigten in täglichen Tref-
fen ihre Forderungen dis-
kutierten. Die SP fordert 
auch einen 24-stündigen 
Generalstreik gegen die 
Kürzungen, die den Öf-
fentlichen Dienst zerstö-
ren.	 www.
socialistpartyscotland. org.uk

Repression
Pakistan: Hameed Chan-
na, Sekretär des „Socialist 
Movement“ (CWI in Pakis-
tan) und der Gewerkschaft 

„Progressive Workers Fe-
deration“ in der Provinz 
Sindh ist zentraler Teil des 
Widerstands gegen lokale 
Feudalherren und korrupte 
Beamte. Nach einem Ein-
bruch in sein Haus wur-
de seine Anzeige „umge-
dreht“, jetzt droht ihm Haft. 
Der Einschüchterungsver-
such wird mit starken Pro-
testen beantwortet.		
		  www.socialistpakistan.org
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Superhelden & Hollywood

In den letzten 13 Jahren 
haben wir eine Explo-
sion an Superheldenfil-
men gesehen. Viele waren 
an der Kasse wie auch bei 
der Kritik erfolgreich. Das 
spiegelt eine Unzufrie-
denheit in der Gesellschaft 
wider, besonders jetzt, wo 
die Weltwirtschaft wei-
ter in die soziale Katastro-
phe holpert. Seit dem Jahr 
2000 – beginnend mit den 
X-Men Filmen – hat es 17 
verschiedene Superhel-
den-Filme unter den je-
weiligen Top Ten bei den 
Einspielergebnissen gege-
ben. Je nachdem, wie eng 
man “Superheldenfilm” 
definiert, haben diese Fil-
me zusammen 13-15 Mil-
liarden Euro eingespielt. 
Das steht in scharfem Ge-
gensatz zu den 1990ern. In 
der gesamten Dekade ha-
ben Superheldenfilme nur 
1,5 Milliarden Euro einge-
spielt.

Was hat sich also verän-
dert? Im Unterschied zu 
den 1990er Jahren, als die 
KapitalistInnen interna-
tional den Sieg über den 
Sozialismus erklärt hat-
ten, leben wir nun in ei-
ner Periode wirtschaftli-
cher Krise und Instabili-
tät. Die Euphorie und das 
Selbstbewusstsein der 
KapitalistInnen ist Ver-
gangenheit, nicht zuletzt 

aufgrund der zahlrei-
chen Bewegungen in den 
2000er Jahren. Der Ein-
satz der Krise 2008 hat 
diese Entwicklung zu-
sätzlich verschärft. Die-
se Krise hat weltweit Mil-
lionen von Menschen den 
Job gekostet. Wir erleben 
gleichzeitig eine kom-
plette Diskreditierung der 
Institutionen der bürger-
lichen Demokratie. Von 
Wikileaks bis zum jüngs-
ten NSA Skandal: Die Idee, 
dass die etablierten Par-
teien, die Medien oder das 
Gerichtssystem oder jeder 
andere Teil des kapita-
listischen Establishment 
etwas anderes tun wür-
den, als die Reichen und 
Mächtigen zu beschützen, 
ist offensichtlich falsch. 
Der Kapitalismus steckt 
in einer Sackgasse und 
die herrschende Klasse 
hat keinen Ausweg. Ar-
beitnehmerInnen ste-
hen vor einer Zukunft, in 
der die (scheinbare) Si-
cherheit der Vergangen-
heit verschwunden ist. 
All das erzeugt ein massi-
ves Gefühl von Machtlo-
sigkeit und Entfremdung. 
Manchmal scheint die 
einzige Lösung ein Super-
held von oben zu sein, der 
uns rettet. Und genau da-
rum geht es in Superhel-
denfilmen.

In den erfolgreichsten al-
ler Superhelden-Trilogien, 
„Iron Man“ und die „Dark 
Knight-Trilogie“, ist die 
Lösung ein Mulimilliar-
där, der seinen Reichtum 
einsetzt, um gegen Un-
gerechtigkeit zu kämp-
fen. Beide Filme spielen 
in recht realistischen Vi-
sionen der modernen Ge-
sellschaft. Iron Man ge-
winnt de facto den Krieg 
in Afghanistan und gegen 
den Terrorismus, während 
Batman gegen Krimina-
lität in einer korrupten 
Stadt kämpft. Die Dark-
Knight-Trilogie wur-
de in Chicago gefilmt, ei-
ner Stadt, die im Jahr auf 
450 Mordfälle kommt – es 
braucht wenig Fantasie, 
um die Parallelen zu se-
hen. Diese Idee, die Hoff-
nung auf den Superhel-
den, hat eine reale Basis in 
der heutigen Gesellschaft 
– auch wenn sie keine Lö-
sung ist. Ralph Nader, Ak-
tivist und ehemaliger Prä-
sidentschaftskandidat hat 
2009 ein Buch namens 
“Nur die Superreichen 
können uns retten!” ge-
schrieben. Die Idee hin-
ter seinem Buch ist, dass 
Korruption nur mit genug 
Geld überwunden werden 
kann. Figuren wie Frank 
Stronach versuchen sich 
ähnlich zu inszenieren – 

als Big Spender, die sich 
nicht kaufen lassen. Dass 
sie freilich selbst “kaufen”, 
ist eine andere Sache. Der 
Superheld muss aber nicht 
immer reich sein – Peter 
Parker/Spiderman kommt 
aus der ArbeiterInnen-
klasse. Aber auch er erfüllt 
eine Hauptfunktion der 
Superhelden für den Ka-
pitalismus: Er rettet letzt-
lich das System, indem er 
die Gesellschaft von Prob-
lemen wie z.B. Kriminali-
tät säubert – ohne jedoch 
die politischen oder wirt-
schaftlichen Rahmenbe-
dingungen herauszufor-
dern. Und er ist üblicher-
weise weiß, männlich und 
heterosexuell.

Nicht alle Superhelden-
Filme fallen jedoch in die-
ses Erzählschema. Die X-
Men Serie erzählt die Ge-
schichte von genetisch 
mutierten Superhelden, 
die gehasst und gefürch-
tet werden und sich or-
ganisieren, um für gleiche 
Rechte zu kämpfen. Sie 
zieht Parallelen mit dem 
Kampf für LGBT-Rechte, 
als diese in den USA unter 
Beschuss waren. Aber das 
ist eher die Ausnahme – 
der dominante Trend sind 
die Bat- und Iron-Männer. 
Allen gemeinsam ist, dass 
sie stellvertretend für ei-

ne leidende, passive Mas-
se die Verbesserungen er-
reichen.

Doch Probleme wie Kri-
minalität, Krieg, Armut 
und Korruption haben al-
lesamt ihre Wurzeln in 
einem wirtschaftlichen 
und politischen System, 
das auf Profitmaximie-
rung ausgerichtet ist an-
statt auf die Bedürfnisse 
der Menschen. Es ist un-
realistisch, dass uns ein 
paar reiche und/oder mit 
Superkräften ausgestat-
tete Figuren vor den Aus-
wüchsen des Kapitalis-
mus retten, weil es genau 
dieses System ist, das sie 
reich macht und die Un-
gleichheit hervorbringt. 
Die Vision, die nicht in 
diesen Filmen gezeigt 
wird, ist jene des US-
Rappers Guante in seinem 
Song “No Capes”: Seine 
Superhelden sind einfache 
Menschen, Hausbesorge-
rInnen, JournalistInnen, 
AlleinerzieherInnen, Ge-
werkschafterInnen und 
Flüchtlinge. Er schließt 
mit folgender Zeile: “Am 
Tag, nachdem Superman 
starb,/ hörten alle auf, in 
den Himmel zu starren / 
und sahen auf die Straße 
/ und erkannten, dass wir 
alle bereits hier und jetzt 
Helden waren.”	

	 Brettros

Batman, Superman und Co. als Retter des Kapitalismus!
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Am 18.9. wurde der Anti-
faschist, Gewerkschafter 
und Rapper Pavlos Fissas 
in Griechenland ermor-
det. Die Täter waren Neo-
nazis der faschistischen 
Partei „Goldene Mor-
genröte“. Damit forder-
te der faschistische Ter-
ror in Griechenland sein 
erstes Todesopfer aus den 
Reihen des organisierten 
Antifaschismus. Die grie-
chische Schwesterorga-
nisation der SLP, Xeki-
nima, und Jugend gegen 
Rassismus in Europa/YRE 

sind aktiv am Aufbau an-
tifaschistischer Komitees 
im ganzen Land beteiligt. 
Die SLP sammelt Spen-
den, um die antifaschisti-
sche Arbeit in Griechen-
land zu unterstützen. Je-
de Spende hilft, die Nazis 
zurückzudrängen – wir 
leiten jeden Cent weiter!

IBAN:  
AT256000000008812733	  
BIC: OPSKATWW	
Verwendungszweck: 	
Antifa-Griechenland

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

Ab Oktober finden in Wien 
jede Woche drei Ortsgrup-
pentreffen der SLP statt. Zu 
Redaktionsschluss waren 
allerdings die Termine und 
Orte noch nicht fixiert. 

Daher bitte auf www.slp.at/
kalender schauen - dort fin-
den sich alleVeranstaltungen 
der SLP sowie auch De-
monstrationen und andere 
Aktionen.

Zahlreiche Termine und 
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Darum sind wir für die 
Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentli-
ches Eigentum unter de-
mokratischer Kontrol-
le & Verwaltung der Be-
schäftigten und der Ge-
sellschaft.

Schlecker, Niedermayr, 
Alpine – eine Pleite reiht 
sich an die nächste. Die 
Krise hat auch Österreich 
erfasst. Verantwortlich ist 
der Kapitalismus, der im-
mer wieder Krisen pro-
duziert. In der kapitalisti-
schen Logik müssen in Kri-
sen Betriebe geschlossen 
und Überkapazitäten still-
gelegt werden, um weiter 
profitabel zu sein. Das be-
deutet Massenentlassun-
gen und Massenarbeitslo-

sigkeit. Es ist aber kein Na-
turgesetz, dass Betriebe 
einfach geschlossen wer-
den müssen. Die öffentliche 
Hand kann diese Betriebe 
übernehmen – auch sol-
che, die abwandern wol-
len und somit Arbeitsplät-

ze verloren gehen würden! 
Die Banken wurden ja auch 
„gerettet“. Im Kapitalismus 
aber entscheiden die Pro-
fite, nicht die Bedürfnisse 
der Menschen.

Auch Betriebsbesetzun-
gen haben in Österreich 
wenig Tradition – das heißt 
aber nicht, dass sie nicht 
möglich sind. Die Arbei-
terInnen kennen ihre Be-
triebe am besten. Sie kön-
nen verhindern, dass Ma-
schinen abtransportiert 

werden – die Produktion 
könnte von den Beschäf-
tigten selbst weitergeführt 
werden, unter ihrer Kont-
rolle und Verwaltung. Ge-
gebenenfalls könnte ein al-
ternativer Produktions-
plan erstellt werden und 
die Produktion umgestellt 
werden. ArbeiterInnen 
könnten gewählte Komi-
tees bilden, mit jederzeiti-
ger Wähl- und Abwählbar-
keit, Rechenschaftspflicht 
und FacharbeiterInnen-
lohn für FunktionärInnen. 
Das ist eine völlig andere 
Art von ArbeiterInnenkon-
trolle als sie die KPÖ fordert 
– denn die schlägt lediglich 
vor, die Aufsichtsräte mit 
BelegschaftsvertretertIn-
nen zu besetzen. Damit tas-
ten sie aber die Eigentums-
verhältnisse nicht an. Aber 
genau das ist das entschei-
dende: Denn kontrollieren 
kann man nur, was einem 
auch gehört.

SLP-Programm genau erklärt:

Superreiche enteignen  
statt Massenentlassungen!

Die SLP gibt es� nun auch in 
Tirol. Wir beginnen mit 
Aktivitäten in Innsbruck 
und Umgebung, denn 
auch in Westösterreich 
braucht es eine aktive Al-
ternative zu Sozialabbau 
und Rassismus. Andre-
as Sauter (17), Schüler und 
neuestes Mitglied der SLP 
Innsbruck sagt:

„Die SLP ist die einzige 
österreichische Partei, die 
sich aktiv und kämpfe-
risch gegen Kapitalismus, 

Rassismus und Sexismus 
einsetzt. Sie bildet damit 
einen starken Kontrast zu 
allen Parteien Österreichs, 
die sich großteils durch 
das gegenteilige auszeich-
nen. Im 'heil'gen Land Ti-
rol' hat es so eine Alterna-
tive bis jetzt nicht gege-
ben. Das macht die Not-
wendigkeit klar, auch hier 
den Widerstand zu orga-
nisieren und weiter aus-
zubauen. Die SLP ist Teil 
des CWI. Das bedeutet, 

dass der Großteil ihrer Ar-
beit auf ein internationa-
les Zusammenleben der 
Welt zielt und sich nicht 
auf das veraltete System 
eines Nationalstaates be-
schränkt. Auch ich will 
– aus und in Innsbruck – 
helfen, diese sozialistische 
Welt aufzubauen.“

Wenn auch du Mitglied 
der SLP werden willst, 
melde dich bei uns und 
bau mit uns die SLP in Ti-
rol und anderswo auf!

Im Westen viel Neues!

Nach Mord an Antifaschisten: Spendet für 
antifaschistische Arbeit in Griechenland!

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Normalerweise� ist das VICE-Magazine ja dafür bekannt, Ta-
bus zu brechen – doch staunten sie nicht schlecht, als SLP-
Kandidat Sebastian Kugler die Enteignung der Superrei-
chen forderte und für revolutionäre Entwicklungen in ganz 
Europa eintrat. Das war wohl zu viel für das Pseudo-Rebel-
len-Image von VICE und brachte uns eine zynische Einlei-
tung ein – das Interview selbst ist allerdings lesenswert!

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Die Nationalratswahlen� 
gehen, die FPÖ ist ge-
stärkt. Zwar haben insge-
samt weniger als 15 % der 
Wahlberechtigten der FPÖ 
die Stimme gegeben – aber 
jede ist eine zu viel! Auch 
wenn SPÖ & ÖVP immer 
noch die stärksten Par-
teien sind, haben sie ver-
loren. An die offen rech-

te FPÖ sowie an das Team 
Stronach und die NEOS, 
die beide nicht als rechts 
gelten, es aber program-
matisch sind. Das „blaue 
Wunder“ ist wieder auf 
Augenhöhe mit der Volks-
partei. Der weitere Stim-
menzuwachs liegt frei-
lich nicht daran, dass die 
FPÖ sich in irgend einer 

Form gemäßigt hätte. An-
gesichts ihrer Hetze gegen 
die Aktivisten der Flücht-
lingsbewegung, den Ver-
bindungen zu rechtsext-
remen Burschenschaften, 
sowie ihrem nur scheinbar 
sozialem Programm ist sie 
immer noch dieselbe. 

Das Ergebnis war 
durchaus vorhersehbar, 

da sich bei Vielen zu-
recht Frustration über 
die Sparlogik der Re-
gierungsparteien SPÖ-
VP breitmachte. Daher 
ist es wenig verwunder-
lich, dass eine FPÖ, die 
als einzige Partei sozia-
le Themen offensiv auf-
greift, Zulauf erhält. 
Es braucht eine star-

ke, kämpferische Linke 
mit sozialen Forderun-
gen und gewerkschaftli-
cher Verankerung. Lin-
ke Menschen sollten jetzt 
nicht frustriert den Kopf 
schütteln, sondern das 
zum Anlass nehmen, mit 
Anderen aktiv zu werden. 
Die SLP hilft gerne dabei.

Simon Stockhamer

FPÖ gestärkt?! 
Werde aktiv!

Aktiv gegen das neue LehrerInnendienstrecht

Bist du sauer über den Wahlerfolg für 
die Rechten? Nicht ärgern, sondern 
aktiv werden. Und zwar jetzt!


